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Über die Verwandlung von 
»Asylanten« in »Flüchtlinge« 
durch den Krieg und ihre 
künftige Rückverwandlung 


(Frankfurt am Main) Ende Mai wurde beim Start einer 
Maschine vom Frankfurter Flughafen ein Flüchtling 
aus dem Sudan, der sich gegen seine Zwangsabschie- 
bung zur Wehr setzte, von Grenzschutzbeamten getö- 
tet. 

(Zürich/Kamerun) Rund 20 Passagiere haben auf 
einem Swissair-Flug nach Kinshasa einen gefesselten 
Asylbewerber befreit, der daraufhin in die Schweiz 
zurückkehren konnte und auf freien Fuß gesetzt 
wurde, da seine Abschiebehaft abgelaufen war. »Der 
Mann, der hinter einem Vorhang plaziert worden war, 
hatte durch Schreien auf sich aufmerksam gemacht.« 
Bei einer Zwischenlandung in Kamerun rissen die Pas- 
sagiere »den Vorhang weg, schlugen und traten auf 
die Schweizer Polizisten ein und befreiten den jungen 
Mann.« (FR, 29.5.1999) In der Schweiz werden Linke 
oder BürgerrechtlerInnen auch »die Netten« genannt. 

Solche netten Taten nach dem Motto »Gewalt Sehen 
Helfen« sind leider selten. Während der letzten 
Wochen wurde im allabendlichen Brennpunkt eher 
über die Gerechtigkeitsquote des Krieges »da unten« 
philosophiert. Flüchtlinge tauchten in der kollektiven 
Erzählung nur als Argument für die moralische Legi- 
timität der Bombenanpgriffe auf. 


Obwohl nach mehr als 70 Tagen NATO-Luftkrieg 
gegen Jugoslawien für jeden sichtbar ist, dafs die Zer- 
störung der Infrastruktur und die Verwüstung des 
Landes verheerend ist und die Rückkehr der Flücht- 
linge nicht durch die Bombardierung Jugoslawiens 
erreicht wurde, ist die Kritik der KriegsgegnerInnen, 
daß die Folgen des Dauerbombardements offensicht- 
lich im eklatanten Widerspruch zu ihrer moralischen 
Begründung - der Durchsetzung von Menschenrech- 
ten — stehen, wirkungslos geblieben. Eine große linke 
Antikriegsbewegung ist nicht entstanden. Das hat 
wohl auch damit zu tun, dafs die vorherrschende 
Begründung, dieser Krieg werde für Menschenrechte 
geführt, auch vielen, die sich selbst als Linke begrei- 
fen, einleuchtet. Die Einbruchstelle für den moralisch 
aufgeladenen Diskurs der KriegsbefürworterInnen ist 
die Grundüberzeugung der Neuen Linken, daß 
Widerstand gegen staatliche Unterdrückung und 
Gewalt gerechtfertigt sei. Hier knüpft die offizielle 
menschenrechtliche Begründung für den »Krieg der 
Achtundsechziger« (siehe Warum Bielefeld nicht 
zwischen Bagdad und Belgrad liegt) an, die 
nach dem einfachen Schema von sich befreienden 
Unterdrückten (= gut) und staatlichen Unterdrückern 
(= böse) funktioniert. Ist dieses Schema erst einmal 
durchgesetzt, kann den KriegsgegnerInnen auf der 
moralischen Ebene Paroli geboten werden. Der Kon- 
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flikt ist auf eine zweiwertige Dumpfbacken-Alterna- 
tive gebracht: entweder Unterstützung der NATO- 
Angriffe oder Unterstützung Milosevics. 

Eine wirkungsvolle Kritik der herrschenden 
Kriegslegitimation, die nicht in diese Falle tappt und 
die Komplexität der ökonomischen und machtpoliti- 
schen Ursachen angemessen beschreibt, ist der Anti- 
kriegsbewegung nicht immer gelungen. Die von diskus 
und der Internet-Zeitschrift com.une.farce am 18. Mai 
im BCN-Cafe der FH durchgeführte Veranstaltung 
»KosoWars« (siehe diskus 1/99), war ein Versuch, die 
Bedingungen linker Politik im veränderten gesell- 
schaftlichen Koordinatensystem der Republik zu be- 
werten und Möglichkeiten einer antinationalen und 
antimilitaristischen politischen Praxis auszuloten. In 
diese diskus-Sonderausgabe fließen nun u.a. Texte der 
Referenten ein. Der auf der Veranstaltung gezeigte 
Film über jugoslawische Oppositionsgruppen (siehe 
dazu auch Antikriegsbewegung in Jugosla- 
wien, Nachrichten aus Budapest), dient zur 
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Eine gängige Kritikstrategie gegen diesen »in the 
name of love« geführten Krieg war der Verweis auf die 
Interessen der NATO. Die kriminalistische Suche nach 
dem Motiv endet jedoch oft in eindimensionalen 
Erklärungen. Dies wird der Dynamik und gegenseiti- 
gen Wechselwirkung der von den verschiedenen 
NATO-Ländern verfolgten Politik nicht gerecht, da 
diese Mächte eben auch um Einflutßssphären konkur- 
rieren (siehe Kosov@/NATO). Auch eine Gegen- 
überstellung von »wahren Interessen« und (ideologi- 
schen) Menschenrechten, die nur zu Legitimations- 
zwecken vorgeschoben werden, greift zu kurz. 

Daß eine bestimmte Form der Durchsetzung und 
institutionellen Etablierung von Menschenrechten 
durchaus identisch mit dem Hegemoniestreben von 
Staaten sein kann, wird in dem Artikel »Bestialität und 
Humanität« (DIE ZEIT, 29.4.1999) von Jürgen Haber- 
mas deutlich, der als konzeptiver Ideologe der Neuen 
Mitte aus der Zivilgesellschaft heraus einen »Krieg an 
der Grenze zwischen Recht und Moral « führt. Auch 
Habermas, der den NATO-Krieg - auch ohne UN- 
Mandat - im Namen der Menschenrechte legitimiert, 
wird, wie die grünen Bauchschmerzkrieger, ange- 
sichts der verheerenden Realität dieses Krieges von 
Zweifeln gepeinigt. Aber die müssen zurückgestellt 
werden, denn letztlich könne dieser Krieg ein »Vor- 
griff auf einen künftigen kosmopolitischen Zustand« 
sein und der Etablierung eines »Weltbürgertums« die- 
nen. Aber solange es noch nicht zu einer »durchgrei- 
fende(n) Verrechtlichung internationaler Beziehun- 


gen« gekommen sei, könne sich »die Grenze zwischen 
Recht und Moral« verwischen. Die Unfertigkeit dieses 
Zustandes erfordere eine besondere »Sensibilität«, die 
Selbstermächtigung der NATO dürfe nicht zum Regel- 
fall werden. Daher setzt Habermas in diesem Krieg 
auch nicht auf die USA, die die »Durchsetzung der 
Menschenrechte als nationale Mission einer Welt- 
macht« betreibt und »dieses Ziel unter den Prämissen 
der Machtpolitik verfolgt«. Durchsetzen können dies 
allein die Europäer, da sie »unter Politik der Men- 
schenrechte eher ein Projekt der durchgreifenden Ver- 
rechtlichung internationaler Beziehungen [verstehen], 
das die Parameter der Machtpolitik schon heute ver- 
ändert.« Habermas’ Hoffnung, daß die Vernunft mit 
Hilfe europäischer (und amerikanischer) Bomben 
durch den Schmutz und das Elend des Krieges hin- 
durch letztlich doch zu ihrem Recht kommt, war die 
Vorlage für die rot-grünen Regierungsverlautbarun- 
gen, in denen ständig darauf verwiesen wurde, daß 
nur die Teilnahme der geläuterten Neuen Linken am 
Krieg eine »humane« und menschenrechtlich korrekte 
Lösung sichere (siehe dazu auch Balkankrieg, 
Postfordismus und Global Governance). 


Der Verlauf des Krieges macht deutlich, daß beim 
Kampf um Menschenrechte auch die Konkurrenz um 
die Macht in Europa ausgetragen wird. Anfang Juni 
hat die NATO den Krieg zwar gewonnen, das vor 
allem von den USA angepeilte Ziel, Jugoslawien allein 
und ohne UN-Mandat zu besetzen, ist jedoch fehlge- 
schlagen. Anders als die Amerikaner und Briten, die 
vor allem der Macht ihrer Waffen vertrauten, forcier- 
ten die Europäer die Wiedereinbindung Rußlands und 
die Rückbindung des NATO-Einsatzes an die UN. 
Nur so konnte (wenn vielleicht auch nur vorläufig) die 
Position der mehrheitlich von Sozialdemokraten (und 
Grünen) regierten Europäischen Union gestärkt wer- 
den. Die europäische Verhandlungslösung konnte von 
Schröder und Fischer auf dem Kölner EU-Gipfel als 
‚die Lösung der Vernunft< und »wahre Friedenpolitik« 
präsentiert werden. Gleichzeitig kommt es zu einem 
erneuten Versuch der EU, unter Führung Deutsch- 
lands und Frankreichs, eine unabhängige militärische 
Macht aufzubauen. In Köln wurde die Integration des 
europäischen Verteidigungsbündnisses WEU in die 
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EU und die Schaffung einer eigenen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik sowie eine verstärkte Aufrü- 
stung beschlossen, um die Abhängigkeit der Europäer 
von den USA in den Bereichen Logistik, Überwachung 
und Transportwesen zu verringern. So tragen die offi- 
ziellen Erben der neuen Linken mit dem Krieg für 
Menschenrechte zur Stärkung der Hegemoniebestre- 
bungen eines selbstbewußter gewordenen Kontinen- 
taleuropas bei, das in einigen Jahren in der Lage sein 
will, auch ohne Hilfe der USA seine Interessen mi- 
litärisch durchzusetzen. 


Während die Rede von Flüchtlingen derzeit noch zur 
Legitimierung der Militäreinsätze in Jugoslawien 
dient, werden die EUropäischen Grenzen immer un- 
durchlässiger. Zugleich wird in der Berliner Republik 
Hetze gegen unerwünschte MigrantInnen - als »kri- 
minelle fundamentalistische Ausländer« - geführt, 
vor denen »die Deutschen zu schützen« seien. Gewalt- 
same Abschiebungen können in der Regel ohne große 
Öffentliche Irritationen durchgeführt werden. Es gel- 
ten offenbar verschiedene praktisch-diskursive Kopp- 
lungen: »Flüchtlinge - Menschenrechte - humanitäre 
Intervention« beim Militäreinsatz und »Asylanten - 
deutsche Sicherheit - Abschiebungen« für das staatli- 
che Grenzregime (siehe auch Von der Verwand- 
lung von »Asylantern« ...). 

Wie können angesichts des Zynismus der geläuter- 
ten 68er, die für sich in Anspruch nehmen, für Men- 
schenrechte und Emanzipation zu stehen, linke Politi- 
ken die Normalität ethnischer Zuschreibungen - 
Deutsche und Ausländer, Kosovaren und Serben - 
stören? Nötig ist sicher Informationsaustausch und 
die Vernetzung von antinationalen und antirassisti- 
schen Gruppen in Europa und anderswo (siehe etwa 
Mauer mitten im Meer). So arbeiten u.a. die 
Karawane für die Rechte von Flüchtlingen und MigrantIn- 
nen und die Kampagne kein mensch ist illegal an Selbst- 
Organisation, Offentlichkeitsarbeit und der Störung 
staatlicher Grenzregulierungen. Das Verhältnis der 
EUropäischen Staaten zu den Zuständen in Jugosla- 
wıen ist dabei nicht erst seit dem Kosovo-Krieg aktu- 
ell: So bildete sich während des letztjährigen Camps 
an der deutsch-polnischen Grenze eine Demonstration 
anläßlich der Verfolgungsjagd eines Kleinbusses 
durch den BGS, bei der sieben Flüchtlinge aus dem 
Kosovo ums Leben kamen: einige der schwer verletz- 
ten Überlebenden wurden später aus dem Kranken- 
haus nach Tschechien abgeschoben. Auch dieses Jahr 
findet wieder ein sommerliches Grenzcamp (siehe 
Grenzcamp 99) statt. Zur aktionsreichen Teil- 
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Wenn ich die Meinungsäusserungen und Wortwech- 
sel über den Krieg der NATO gegen Jugoslawien und 
der jugoslawischen Führung gegen die albanische 
Bevölkerung Kosov@s auf verschiedenen e-mail-Ver- 
teilern sowie in persönlichen Gesprächen mit Leuten 
mitverfolge, fällt mir auf, wie verunsichert viele sind. 
Es scheint vielen AktivistInnen Schwierigkeiten zu 
bereiten, die elementarsten Prinzipien einer tradierten 
inksradikalen Politik in eine Zeit hinüberzuretten, in 
der ein Krieg nicht mehr so einfach als imperiali- 
stisch/antiimperialistischer — hier böse ImperialistIn- 
nen, dort tapfere BefreiungskämpferInnen —- gedeutet 
werden kann. Es scheint mir, dass nicht die Prinzipien 
selber aufzugeben sind. Nach wie vor sollen Men- 
schen und ihr gelebtes Leben vor der grossen Politik 
stehen. Nach wie vor geht es darum, gegen Angriffe 
ruf unsere Autonomie solidarischen Widerstand zu 
sntwickeln, ohne Unterschiede unter uns einzuebnen. 
Nach wie vor gilt es, diskursive Ablenkungsmanöver 
zu durchschauen und eine Analyse im Verständnis 
von ökonomischen und sozialen Machtmechanismen 
zu verankern. Es sind eher weniger bewusste Eigen- 
1eiten linker und autonomer politischer Praxis, die 
sines Überdenkens bedürfen. 


Gegen die Ethnisierung! 


Der Reflex antiimperialistischer AktivistInnen, als 
‚Befreiungsbewegungen« wahrgenommene Unab- 
1ängigkeitsbestrebungen als legitim und unterstüt- 
‚enswert zu sehen, scheint etwa im Falle des Kosov@ 
n die Enge zu führen. Vielleicht hat der Wunsch nach 
»iner Identifikationsmöglichkeit mit den Feinden 
sines gewieften und rücksichtslosen Machtpolitikers 
wie Slobodan Milosevic die einen dazu geführt, 
während einiger Zeit vor der tendenziell rassistischen, 
edenfalls auf »ethnischer« Trennung beruhenden 
stossrichtung einer UCK (Kosova-Befreiungsarmee) 
lie Augen zu verschliessen. Andere haben angesichts 
ler allgemeinen Verunsicherung zum Thema lieber 
‚eschwiegen. Die ersteren, zu denen ein Teil der 
Zedaktion des Info Internationals auf Radio LoRa in 
Zürich gehört, hatten zumindest das Verdienst, sich 
‚u einer Zeit um die Geschehnisse in Kosov@ zu küm- 
nern und Diskussionen dazu anzutreten (auch im 
lirekten Kontakt mit UCK-Leuten in Zürich), zu der 
lie UCK anderen Medien nur ab und an eine Schlag- 
‚eile wert war. Als der NATO-Angriff begann und 
Jarer wurde, wie sich die UCK vorerst bedingungslos 
ür NATO-Strategien zur Verfügung stellt, nahmen 


S«Co)aal)laalPlall’<-iTFlela, 


das einige der frühen Befürworter einer Solidarität mit 
der UCK zum Anlass, ihre Position kritisch zu über- 
denken. Andere liessen sich, auch wenn sie üblicher- 
weise gegenüber Staat und Medien sehr kritisch 
waren, auf die Rede von der Verhinderung einer 
»humanitären Katastrophe« ein, also auf die von der 
NATO aller Wahrscheinlichkeit nach eingeplanten 
Sachzwänge und die angebotenen Scheinlösungen. 
Richtiggehend schockiert war ich über die machisti- 
schen und aggressiven Reaktionen mancher westeu- 
ropäischer und US-amerikanischer Net-AktivistInnen 
(z.B. auf dem nettime-Verteiler) auf e-mail-Tage- 
bücher, in denen JugoslawInnen aus persönlicher 
Anschauung über die Bombardierungen Belgrads, 
Novi Sads und Kraljevos berichteten - auch wenn ich 
durchaus die propagandistische Verwertbarkeit sol- 
cher persönlicher Zeugnisse sehe. Damit möchte ich 
aber so umgehen, dass ich sie zu kontextualisieren 
versuche, und nicht so, dass ich sie unterdrücke. Viel- 
leicht aufgrund der Verunsicherung, plötzlich auf 
ungewohnt unvertrautem Terrain politisch argumen- 
tieren zu müssen, versteifen sich einige der Net-Akti- 
vistInnen auf eine Anti-Milosevic-Haltung, die in ihrer 
Nachlässigkeit in anti-serbischen Rassismus um- 
schlägt. Dass umgekehrt eine Gruppe mit einer berei- 
nigteren politischen Position wie der Revolutionäre 
Aufbau Schweiz es schafft, ein Flugblatt gegen den 
NATO-Krieg zu schreiben, ohne mit einem Wort die 
vor Milosevics Feldzug flüchtenden Flüchtlinge zu 
erwähnen, sollte vielleicht nicht erstaunen. Auch diese 
Position beruht auf einem (im letzteren Fall wohl tak- 
tisch) vereinfachten Verständnis von Imperialismus - 
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wieder gibt es nur einen Bösen, auch wenn das dies- 
mal nicht Milosevic, sondern die NATO ist, und impli- 
zit die Kosov@-AlbanerInnen, die mit der NATO kol- 
laborieren. Mir scheinen alle diese Stellungnahmen 
auf eine Schwachstelle in unserer politischen Praxis 
hinzuweisen. Eine vertiefte Auseinandersetzung mit 
den politischen Entwicklungsprozessen im Kosov@, 
die auf die Komplexität ökonomischer und machtpoli- 
tischer Ursachen eines sozialen Konflikts und auf die 
von verschiedener Seite bewusst betriebene Ethnisie- 
rung des Konflikts verwiesen hätte, habe ich bisher 
nur in Ansätzen und in kleinerem Rahmen mitbekom- 
men. 

Die »vollendete Tatsache«, für deren Verwirkli- 
chung sich Slobodan Milosevic, Hans-Dietrich Gen- 
scher, die UCK-Führer (aber auch Ibrahim Rugova 


auf seine sanftere Tour) je aus eigenem Antrieb jahre- 
lang ins Zeug gelegt haben, nämlich die Wahrneh- 
mung, dass der Konflikt auf jahrhundertealten »eth- 
nischen« Fehden beruhe und dermassen tief in den 
Knochen sitze, dass kein Zusammenleben möglich 
sei, wird weithin akzeptiert. Angesichts des erd- 
rückenden Gewichts der »Geschichte« bliebe dann 
auch aus linker Sicht nur ein Aufruf übrig, die »ethni- 
sche« Trennung - als Entschärfung des schwelenden 
Konflikts — auf dem friedlichen Weg über Verhand- 
lungen herbeizuführen. Dies wurde für Bosnien 
durch das Dayton-Abkommen vorexerziert. Nur, 
dass die im US-gesponserten Abkommen vorgese- 
hene »ethnische« Trennung, da sich Leute nicht frei- 
willig verschieben lassen, nicht ohne gewalttätige 
Umsiedlungen bzw. Massaker auskommen konnte. 
»Srebrenica« war in diesem Sinne eine Voraussetzung 
für die Realisierung von Dayton, gewissermassen Teil 
des Planes. 

Es scheint mir unabdingbar, die Rede von einem 
»ethnischen« Konflikt zu durchbrechen und hierfür 
zum einen den (ökonomischen und machtpolitischen) 
Ursachen des Konfliktes nachzugehen. Zentral sind 
darin die hohe Verschuldung Jugoslawiens und insbe- 
sondere Serbiens und die Schuldeneintreibungspolitik 
des Internationalen Währungsfonds IWF sowie die 
daraus resultierenden Ausbeutungsstrategien der 
jugoslawischen Regierung und die sozialen Kämpfe 
gegen diese Ausbeutung. Zum anderen muß dabei 
den Mechanismen der Ethnisierung selbst und somit 
der Ablenkung von diesen Ursachen nachgegangen 
werden. Dies ist selbstverständlich einfacher in einem 
(westeuropäischen) Kontext, in dem die Leute einen 
gewissen Abstand zu den Geschehnissen haben, als im 
Umfeld derjenigen, die einem bereits »ethnisch« 
besetzten und definierten Angriff ausgesetzt sind und 
unmittelbar auf diesen zu reagieren und Überlebens- 
Strategien dagegen zu entwickeln haben. Aber selbst 
in Jugoslawien, im Kontext des Krieges, gelingt es Ein- 
zelnen, konsequent so über den Konflikt zu sprechen, 
dass sie die Kriegslogik ad absurdum führen. Es gibt 
in (Ex-JJugoslawien eine lange Tradition des Wider- 
stands gegen von den Regierungen aufgezwungene 
»ethnische« Trennlinien - von den »Frauen in 
Schwarz« und Dienstverweigererinitiativen über €- 
mail-Verteiler wie die anarchistischen ex-yu-a-lista 
und attack! zu verschiedenen feministischen Gruppen. 
An diese gilt es anzuknüpfen, wenn wir eine Solida- 
rıtat mit Leuten in Jugoslawien aufbauen wollen. 
Diese Solidarität ist möglich und bedingt keine Stel- 
lungnahme für die eine oder andere Kriegspartei. Im 
Falle von Kosov@ ist der Bezug auf existierende Pro- 
jekte und Kontakte ein bisschen schwieriger als in BoS- 
nien, da die Vernetzung zwischen Kosov@-AlbanerIn- 
nen und anderen JugoslawInnen weniger ausgebaut 
1st. Es scheint etwa in Kosov@ keine nach aussen sicht- 
bare anarchistische Bewegung zu geben - in Bosnien, 
Kroatien und Serbien ein wesentlicher Stützpfeiler 
antı-nationalen Politikverständnisses. Trotzdem gibt 
es Kontakte, sei es in feministischen Kreisen, in der 
Friedensbewegung oder anderen Zusammenhängen. 
Gemeinsam mit Leuten aus diesen Zusammenhängen 
sehe ich die Möglichkeit, eine gemeinsame anti-natio- 
nale, »linke« Position zu entwickeln. 


Es wäre insbesondere interessant, in einem gemeinsa- 
men Prozess ein Verständnis dafür zu entwickeln, wie 
sich, in der Schweiz, in Deutschland, in Jugoslawien, 
die Attraktivität verschiedener nationalistischer Dis- 
kurse, Mythen und Loyalitäten für die Leute konstru- 
iert. Wie lassen sich bereits aufgebaute Gewissheiten 
verunsichern, die im Moment zur Frontenbildung und 
Legitimation für die NATO, die UCK und/oder Milo- 
sevic beitragen? Einige Ansätze zu Überlegungen in 
diese Richtung könnten einzelne Kapitel aus den Mate- 
rialien für einen neuen Antiimperialismus Nr. 6 beitra- 
gen.? Diese Diskussion möchte ich gemeinsam mit 
Leuten aus Jugoslawien führen und dabei die Ängste 
und Hoffnungen der verschiedenen Leute ernst neh- 
men. Ich glaube, es ist einfach, auf die Gefahr ver- 
schiedener Legitimationsgebäude hinzuweisen, aber 
wesentlich schwieriger, sich mit diesen Fragen mit 
Leuten auseinanderzusetzen, die sich diese Legiti- 
mationsstrukturen unter dem Druck der Bomben 
und/oder Massaker (oft nur teilweise und gebrochen) 
angeeignet haben. Da die Legitimationsgebäude zu 
einer Überlebensstrategie gehören, muss es dabei auch 
darum gehen, in einem kollektiven Prozess unter radi- 
kalen/emanzipativen AktivistInnen neue Überlebens- 
strategien zu entwickeln, bzw. existierende Alternati- 
ven aufzuzeigen. Dieser Prozess bezieht sich nicht nur 
auf Jugoslawien und die Frontenbildung dort. Auch in 
gemischten (Ost-West) e-mail-Foren wie nettime oder 
syndicate ergibt sich eine Dynamik der Frontenbil- 
dung, die es zu verstehen und zu durchkreuzen gilt. 


Das Reden über den Krieg 


Im Versuch, den Krieg nach allen Seiten hin zu delegi- 
timieren, scheint mir in einem ersten Anlauf nicht so 
sehr die »historische Wirklichkeit« im Vordergrund 
zu stehen, die akribisch recherchiert werden müsste, 
um der »Propaganda« die »Fakten« entgegenzuhalten. 
Wichtiger ist vielleicht erst einmal die taktische Frage 
der Abschätzung des Effektes eines Diskurses. Ich 
sage das nicht darum, weil mir historisches Verständ- 
nis unwichtig wäre, sondern weil meines Erachtens 
auch mit durchaus korrekten und bestätigten »Fak- 
ten« Propaganda betrieben werden kann - insbeson- 
dere kann ein Krieg durch Massaker legitimiert wer- 
den, die auch tatsächlich stattgefunden haben. Es 
schiene mir etwa gefährlich, auf die Wahrscheinlich- 
keit zu pochen, dass Massaker wie jenes in Racak 
gestellt sind. Eine Diskussion darüber kann nur im 
Zusammenhang mit den Anforderungen eines Me- 
dienkrieges interessant sein — eine Diskussion, die 
Motive für die Erfindung eines Massakers wohl her- 
ausschälen kann. Es lässt sich aber schlecht verhin- 
dern, dass die betonte Verneinung dieses oder anderer 
Massaker dem Diskurs derjenigen zugute kommt, die 
nichts davon wissen wollen, dass überhaupt Massaker 
begangen werden, und die damit die eine Seite im 
Krieg zum »Guten« oder zumindest »Unschuldigen« 
stilisieren will. 

Viele der Argumente, die gegen den Krieg ange- 
führt werden, haben so ihre Tücken. In einer weit ver- 
breiteten Argumentation wird die jugoslawische Pol- 
tik gegenüber Kosov@-AlbanerInnen mit den lang- 


jährigen Angriffen des türkischen Staates auf das 
Leben und die Identität der KurdInnen verglichen und 
gefragt, warum denn die NATO nicht die Türkei 
bombe, wenn ihr Menschenrechte so wichtig wären. 
Dieser Vergleich zwischen Kosov@ und Kurdistan 
nimmt in der Empörung darüber, dass die Türkei und 
Jugoslawien mit zweierlei Mass gemessen werden, 
das humanimilitaristische Legitimationskonstrukt der 
NATO ernst. Indem darauf hingewiesen wird, dass 
die Türkei ja nicht zerbombt wird, wird das vorgebli- 
che Motiv der humanitären Intervention gleichzeitig 
in Frage gestellt und bestätigt. Trotzdem denke ich, 
dass Kurdistan inanderem Zusammenhang in die Dis- 
kussion eingebracht werden kann, ohne die angeführ- 
ten Motive der NATO-Angriffe zu legitimieren. Näm- 
lich indem das Interesse der Türkei, als NATO-Staat in 
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der Weltöffentlichkeit auf der Seite der »Guten« zu 
stehen - auf der Seite der WahrerInnen der Menschen- 
rechte - hervorgehoben wird. Die Berichterstattung 
über die Bombardierungen der NATO lenkt unter 
anderem das Interesse der Öffentlichkeit ab von einer 
gigantischen Repressionskampagne des türkischen 
Staates gegen KurdInnen, die derzeit verschärft im 
Gang ist. 

Auch der Verweis darauf, die NATO habe mit 
ihrem »autonomen Entscheid« zu einem Angriff auf 
Jugoslawien die UNO und die OSZE - die »legitimen 
Akteure« der Suche nach einer »friedlichen Lösung« — 
ausgeschaltet und somit gegen das Völkerrecht ver- 
stossen, birgt Gefahren. Ich meine damit nicht nur, 
dass es merkwürdig anmutet, aus einer autonomen, 
radikalen linken Position Strukturen zu verteidigen, 
die zur grossen Politik gehören. Es wäre vielleicht 
denkbar, pragmatisch davon ausgehend, dass diese 
Institutionen einen Gegenpol zur NATO bilden, sie 
gegen eine übermächtige NATO stark zu machen. 
Aber es ist eben nur beschränkt so, dass die UNO/ 
OSZE einen Gegenpol zur NATO bilden, wie etwa die 
Spionagearbeit der OSZE-BeobachterInnen in Vorbe- 
reitung der NATO-Angriffe zeigt. Zwar ergibt sich 
aus den Interessen der UNO-Eliten eine Strategie des 
»Überlebens«, des Machterhalts der UNO angesichts 
der ohne Rücksicht auf UNO-Kompetenzen begonne- 
nen NATO-Angriffe, die etwa Kofi Annan anfänglich 
zu einer Verurteilung des Alleingangs der NATO ver- 
anlasste. Doch wenn die NATO-Kriegsführung zum 
Ziel hat, Jugoslawien (mit oder ohne Milosevic an sei- 
ner Spitze) gefügig zu machen, so verfolgt sie gleich- 
zeitig die Strategie, den UNO-Managern zuerst den 
Meister zu zeigen und deren Auswahlmöglichkeiten 
einzuengen, um ihnen dann Angebote für eine erneute 
Teilnahme am Prozess zuzuschanzen - zu NATO- 
Konditionen. Kofi Annan jedenfalls scheint sich dem 
Spiel bereits zu fügen. So legitimieren die transnatio- 
nalen Institutionen einander, trotz Machtkämpfen 
untereinander - und wirken wie in der altbekannten 
Arbeitsteilung des »good cop, bad cop« Duos (netter 
Bulle, böser Bulle) polizeilicher Einvernahmen ver- 
trauenerweckend und drohend zugleich. Im soeben 
der Öffentlichkeit vorgestellten neuen NATO-Strate- 
giekonzept ist ein mögliches zukünftiges Verhältnis 
UNO-NATO ausformuliert: die UNO soll ein für alle 
Male grünes Licht geben für NATO-Einsätze ausser- 
halb des NATO-Gebietes. 

Auch die Rede von der Inkompetenz der Entschei- 
dungsträgerInnen und der Verweis auf das Sexualle- 
ben des einen tragen zur Legitimation des Krieges bei, 
indem die Ereignisse entpolitisiert, zu einem Spekta- 
kel gemacht und die existierenden Interessen ausser 
Acht gelassen werden. Dass eine Eskalationsstrategie 
auch für die Eskalierenden nicht über die ganze 
Strecke der Ereignisse hinweg unter Kontrolle behal- 
ten werden kann, ist zu vermuten, und manche Folgen 
der NATO-Angriffe mögen ungewollt und sogar uner- 
wartet gewesen sein. Sicher aber ist es nicht ein Schei- 
tern der Diplomatie, das zum NATO-Angriff führte, 
sondern der Erfolg einer Eskalationsdiplomatie. Der 
unterdessen berühmtgewordene Annex B des Kosovo 
Interim Agreements! von Rambouillet, das die koso- 
v@-albanische Führung aufgrund von Druck und 


Überzeugungsarbeit der US-Diplomatie unterschrieb, 
und der ganz Rest-Jugoslawien in ein NATO-Protek- 
torat verwandeln sollte, war wohl nicht aus diploma- 
tischer Inkompetenz so konzipiert, dass die jugoslawi- 
sche Führung den Vertrag keinesfalls unterschreiben 
konnte. 

Am ehesten gefällt mir das taktische Vorgehen 
jener, die behaupten, es gebe einen Vertrag zwischen 
Milosevic und NATO-VertreterInnen. Das braucht 
nicht den Tatsachen zu entsprechen und erhebt den 
Anspruch auch nicht wirklich. Wesentlich ist dabei, 
darauf hinzuweisen, dass Milosevic der Hauptnutz- 
niesser der NATO-Angriffe ist, und dass die NATO, 
die KLA und Milosevic einander zur gegenseitigen 
Legitimation ihrer Kriegsstrategie brauchen, und dass 
alle drei Parteien in ihrem patriarchalischen Show- 
down gegen die serbische und albanische Bevölke- 
rung wirken. Brillant auf den Punkt gebracht haben es 
Sprayer in Belgrad, die Boris Buden von Bastard/ Ark- 
zin wie folgt zitiert: »Slobo, du Clinton!«5 Über das all- 
gemeine Interesse an der Durchsetzung einer Kriegs- 
logik hinaus lässt sich das gemeinsame Interesse der 
jugoslawischen Führung und der transnationalen 
Machtstrukturen, verkörpert durch William Clinton, 
auf deren Arbeitsteilung bei der Auspressung von 
Mehrwert aus der jugoslawischen Bevölkerung - 
zwecks Schuldentilgung - zurückführen. 


Die Interessen an diesem Krieg 


Es ist vielleicht ein grundsätzlich unbefriedigendes 
Unterfangen, den Beweggründen der »grossen Poli- 
tik« für die Eskalierung des Konflikts in Kosov@ nach- 
zuspüren. Was soll das Ziel dabei sein, mit Vermutun- 
gen und Indizien zu jonglieren? Jede Interpretation 
von Ereignissen trägt die Spuren ihrer Intention. 
Meine ist die, einen Diskurs auszukundschaften, der 
sich nicht auf »ethnische« Kriterien bezieht, sondern 
die Ethnisierung als Machtstrategie betrachtet, als 
Vehikel für handfestere Interessen. Die Suche nach 
dem kriminalistischen Motiv birgt wohl die Gefahr, in 
Verschwörungstheorien zu münden. Ich denke, dem 
(vielleicht) dadurch entgehen zu können, dass ich die 
Interessen (Motive) der verschiedenen Lager der 
»srossen Politik« als heterogen sehe, und zum Beispiel 
die NATO nicht als einen Block betrachte, sondern die 
Dynamik und gegenseitige Wechselwirkung der von 
den USA, Deutschland und anderen verfolgten Politik 
untersuche. 

Diese Dynamik ergibt sich daraus, dass diese 
Mächte zwar gewisse gemeinsame Interessen haben, 
teils aber eben dieselben Interessen - im Sinne einer 
Konkurrenz um Einflusssphären. Ein starkes Motiv 
der USA, aber auch Hollands und Englands, ist die 
Erhaltung der NATO als hegemoniale militärische 
Macht. Für die USA ist das Hauptinteresse die Fort- 
führung der US-amerikanischen Rolle als SchutZz- 
macht der europäischen Nachkriegsordnung. Für 
Holland und England ist eine US-Präsenz wünschens- 
wert als Gegengewicht zu deutscher (oder deutsch- 
französischer) Dominanz in EU-Strukturen. Deutsch- 
land und noch mehr Frankreich sind zwar am 
Fortbestehen der NATO interessiert, aber nicht als 


Hegemonialmacht, die ihre machtpolitische Bewe- 
gungsfreiheit einschränkt, sondern als ein Bündnis 
unter anderen, neben europäischen Strukturen, die 
Europa unter der Führung Deutschlands und Frank- 
reichs eine gewisse Autonomie von US-amerikani- 
schen Interessen geben könnten. 

Um die nach dem Kalten Krieg ganz und gar nutz- 
los gewordene NATO zu erhalten, braucht diese einen 
Krieg, in dem sie zeigen kann, dass sie gebraucht wird. 
Nun, das erklärt noch nicht, warum gerade gegen 
Jugoslawien. Hier unterscheiden sich wohl die Grün- 
de der verschiedenen Mächte. Interessant ist in dieser 
Hinsicht, dass Deutschland nur in der deutschen Dis- 
kussion, allenfalls noch der deutschsprachigen in der 
Schweiz und Österreich, als Imperialmacht mit Drang 
nach Südosten wahrgenommen und beschrieben 


wird. Die Investitionspolitik Deutschlands seit 1989 ist 
eher für ihre Ausrichtung auf russische Märkte be- 
kannt, und für ein relatives Desinteresse, was den Bal- 
kan angeht. Ist die Betonung deutscher Imperialbe- 
strebungen durch AktivistInnen in Deutschland 
geprägt von einer linksnationalistischen »Selbst«über- 
schätzung? Oder ist umgekehrt ein Mangel an Infor- 
mationen über die Hintergründe deutscher Aussenpo- 
litik in anderen Sprachen für die deutschlandbe- 
zogenen Auslassungen in Diskussionen ausserhalb 
des deutschen Sprachraumes verantwortlich? Hin- 
weise auf deutsche Interessen- und Machtspiele sind 
durchaus vorhanden. Weithin bekannt sind etwa die 
diplomatischen Initiativen eines Hans-Dietrich Gen- 
schers zur Anerkennung Slowenjens und Kroatiens, 
die der auf der Ethnisierung sozialer Fragen basieren- 
den Machterhaltungsstrategie Milosevics (unge- 
wollt?) eine wesentliche Unterstützung zukommen 
liessen. Schon in der ersten kriegerischen Phase der 
Zerschlagung des jugoslawischen Staatsgefüges war 
die Dämonisierung der SerbInnen begleitet von 
gemeinsamen Interessen der deutschen Aussenpolitik 
und der jugoslawischen Innenpolitik - ähnlich wie 
jetzt zwischen NATO und jugoslawischer Zentralre- 
gierung. Weniger diskutiert als die Genschersche 
Jugoslawienpolitik, aber immerhin in nicht-deutschen 
Medien auffindbar, sind Hinweise auf Unterstützung 
der UCK (Kosov@ Befreiungsarmee) in einer frühen 
Phase durch den Bundesnachrichtendienst BND und 
andere deutsche Geheimdienste und deren Bewaff- 
nung gegen den Willen der US-amerikanischen CIA 
(Zentraler Nachrichtendienst).® 

Die Eskalationsstrategie scheint jedenfalls in ihrer 
Endphase unter US-diplomatischer Führung gewesen 
zu sein. Ob die US-Regierung sich bloss unter den 
Sachzwängen der bisherigen deutschen Eskalations- 
bestrebungen veranlasst sah, das Ruder zu überneh- 
men und so allzugrosse EUropäische Autonomie ab- 
zuwenden, oder ob die USA aus ureigenen Interessen 
an einer Zerschlagung dessen, was von Jugoslawien 
übrigblieb, Schritte zu einer Verunmöglichung einer 
verhandelten Lösung unternahmen, wird wohl 
schwer zu eruieren sein. Auf jeden Fall ist die US- 
Regierung zur Einschätzung gekommen, ein Krieg 
unter NATO/US-Führung sei für die Wahrung ihres 
Einflusses besser als diplomatische Bestrebungen zur 
Entschärfung der von der deutschen und der jugosla- 
wischen Politik vorangetriebenen Kriegsvorbereitun- 
gen. 

Es scheint mir angebracht, für das Aufspüren der 
Interessen verschiedener Mächte von den beobachte- 
ten Folgen der NATO-Angriffe auszugehen und Über- 
legungen anzustellen, wer von diesen Folgen profi- 
tiert, wer sie eher widerstrebend akzeptieren dürfte 
und wer die Leidtragenden sind. Ich gehe nicht davon 
aus, dass jede einzelne Folge einer bewussten Strategie 
zugeschrieben werden kann, jedoch davon, dass die 
meisten Folgen sehr einfach abzuschätzen waren und 
deshalb im Sinne der einen oder anderen Akteure, 
unter den gegebenen Umständen, zur Attraktivität 
einer Eskalationsstrategie oder umgekehrt zu Skepsis 
gegenüber einer solchen Strategie beigetragen haben. 

Zu den offensichtlichen Folgen der NATO-An- 
griffe, die es meines Erachtens in zukünftigen Diskus- 
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sionen zu untersuchen gilt, gehören (in zufälliger Rei- 
henfolge): 

° die politische Stärkung Milosevics und das Aus- 
schalten jeder innerjugoslawischen Opposition; ins- 
besondere erhält Milosevic, wie schon durch die vor- 
herigen Kriege in Kroatien und Bosnien, eine 
zwingende Erklärung dafür, warum die der Bevölke- 
rung in Aussicht gestellten verbesserten Lebensbe- 
dingungen nicht eingelöst werden - es ist schliesslich 
Krieg. Wenn ein Ausstieg aus dem gegenseitigen 
Dämonisierungsdiskurs gefunden werden kann, 
kann die bestätigte Machtstellung Milosevics eine 
regionale Ordnung vorbereiten, in der diesem von 
den NATO-Mächten eine neue Rolle als Mitgarant der 
regionalen Stabilität zu NATO- und IWF-konformen 
Konditionen angeboten werden kann. 

° eine massive Provokation gegenüber der russi- 
schen Führung, die als Versuch eines Wiederbelebens 
der Politik des Zurückbindens (containment), die von 
der NATO/den USA zu Zeiten des Kalten Kriegs 
gegenüber Russland verfolgt wurde, interpretiert wer- 
den kann; dies könnte ein erster Versuchsballon sein, 
von dem sich die US-StrategInnen erhoffen, den 
Widerstand auf die anstehende US-Politik, der russi- 
schen Regierung ihre Einflusssphäre am Kaspischen 
Meer und im Kaukasus direkt streitig zu machen, 
abzusehen. 

e die Befreiung Deutschlands aus der durch die 
Nachkriegsordnung aufgezwungenen militärischen 
Isolation durch den Tabubruch des Bundeswehrein- 
satzes gegen Jugoslawien; dies dürfte die allergrösste 
Motivation der deutschen Politik gewesen sein, im 
Rahmen der NATO auf einen Krieg in Jugoslawien 
einzusteigen. Nach dieser taktischen Verwertung hat 
die NATO als militärische Hegemonialmacht für 
Deutschland ihren Hauptdienst getan und kann, im 
Verein mit der französischen Regierung, nach Mög- 
lichkeit auf die Rolle eines Militärbündnisses unter 
mehreren zurückgestuft werden. 

e die Bestätigung der Vormachtstellung der USA 
auch in der Europäischen »Sicherheits«politik durch 
die Führungsrolle, die die US-Regierung in den 
NATO-Bombardierungen eingenommen hat; dies 
kann jedoch leicht umschlagen in einen beträchtlichen 
Verlust US-amerikanischen Einflusses im Europäi- 
schen »Sicherheits«system, da Deutschland durch das 
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Durchbrechen seiner militärischen Isolation unabhän- 
giger geworden ist und sich so eher auf die französi- 
schen Angebote einer Zusammenarbeit im Rahmen 
einer Europäischen Militärallianz (z.B. der Westeu- 
ropäischen Union WEU) einlassen kann, und auch 
weil die NATO, insofern die Angriffe zu den ange- 
führten Interventionsgründen relativ offen in Wider- 
spruch treten, Gefahr läuft, diskreditiert zu werden, 
zum Leidwesen der USA und zur Freude der deut- 
schen und französischen Regierungen. 

° die Vertreibung von Hundertausenden von Leu- 
ten, vorwiegend Kosov@-AlbanerInnen, aus Kosov@, 
mit zwei weitreichenden Folgen: einer massiven Mi- 
grationsbewegung von Flüchtlingen in die Nachbar- 
länder und mehr oder weniger kontrolliert in westeu- 
ropäische Länder als billige und extrem abhängige 
Arbeitskräfte; eine weitere Folge ist die Destabilisie- 
rung von Albanien und Makedonien, die diese Länder 
faktisch zu NATO-Protektoraten macht. Daneben 
kann davon ausgegangen werden, dass in der strategi- 
schen Kriegsplanung der NATO-Führung die Massen- 
vertreibung von AlbanerInnen als Herzstück des eige- 
nen kriegerischen Legitimationsdiskurses einkalku- 
liert war. 

° ebenfalls in Verbindung mit den Massenvertrei- 
bungen, die Zerstörung der akkumulationsfeindlichen 
Subsistenzstrukturen (diesmal insbesondere der 
kosov@-albanischen Grossfamilien), die im Kontext 
der vergangenen jugoslawischen Bürgerkriege (vgl. 
Materialien Nr. 6) als wesentliches Kriegsinteresse der 
jugoslawischen Führung unter dem Druck der IWF- 
Programme identifiziert werden kann, und das so- 
wohl im Interesse Milosevics wie auch der West- 
mächte. 

° eine zumindest temporäre Schwächung der 
Europäischen Wirtschaft gegenüber der US-amerika- 
nischen - sichtbar geworden durch den niedrigen 
Euro-Kurs im Vergleich zum US-Dollar; es dürfte US- 
Strategen nicht ungelegen kommen, vor den Toren 
EUropas Krieg zu führen und die Gefahren einer all- 
fälligen regionalen Destabilisierung ihrer grössten 
wirtschaftlichen Konkurrentin und NATO-Partnerin 
aufzuhalsen. 
 * die Zerstörung eines beträchtlichen Teils der 
Jugoslawischen Industrie und Infrastruktur, die, viel 
mehr als militärische Anlagen, das Ziel der Bombar- 
dierungen sind; der Wiederaufbau unter US-Regie 
über ausländische Kredite wird wohl Jugoslawien 
wirtschaftlich auf lange Zeit hinaus abhängig machen 
und zu Zinszahlungen verpflichten. Ähnlich wie in 
Kuweit dürfte die US-Regierung dank ihrer Führungs- 
posıtıon in den Kriegshandlungen US-Firmen aus- 


sichtsreich für Aufträge im Zusammenhang mit dem 
Wiederaufbau positionieren 


° eine militär-keynesianistische Lösung von Teilen 
der Überproduktionskrise in den USA und in geringe“ 
rem Ausmasse der EU durch die massive Zerstörung 
(den durch Steuern finanzierten »Konsum«) von Waf- 
fen; Nebeneffekt ist dabei eine gigantische Live-Waf- 
fenschau als staatlich subventionierte Werbung für die 
transnationalen Waffenkonzerne. 

° ein erhöhter Druck auf Staatsregierungen IN der 
Region, sich zu ihrer NATO-Kandidatur zu bekennen, 
und Testläufe der NATO-Loyalität; die bulgarische 


Regierung etwa wurde - so Kommentare in den bul- 
garischen Medien - nicht aufgrund eines kriegsstrate- 
gischen Nutzens um die Freigabe ihrer Flugschneisen 
für NATO-Flugzeuge angefragt, sondern um ihren 
politischen Willen zu testen, sich gegen den Willen der 
Bevölkerung demjenigen der Westmächte zu beugen. 

° der Umstand, dass die Akzeptanz für eine Tei- 
lung oder Abspaltung Kosov@s, in absehbarer Zeit 
vielleicht auch Mazedoniens, international gewachsen 
ist; wenn man sich vergegenwärtigt, welches Argu- 
ment für die Unabänderlichkeit der Staatsgrenzen 
angeführt wurde, nämlich die Angst, andere Minder- 
heiten in Europa könnten dem Beispiel der Kosov@- 
AlbanerInnen folgen, so fällt auf, dass dieses Argu- 
ment hinfällig wird, wenn der Preis für deren Un- 
abhängigkeit derart hoch ist, dass potentielle Nachah- 
merInnen gründlich abgeschreckt sein dürften. Dies 
bahnt den Weg für die Weiterführung der begonnenen 
Aufspaltung des Balkans nach »ethnischen« Kriterien, 
oder welche Kriterien auch immer den wirtschaftli- 
chen und geostrategischen Interessen der Westmächte 
zugutekommen. 

Zu erwarten ist ausserdem, dass es die NATO- 
Mächte nach der Schwächung Jugoslawiens und Ma- 
kedoniens nicht darauf ankommen lassen, dass unter 
Führung der UCK oder anderer Kräfte Bestrebungen 
zu einem Grossalbanien hin zugelassen werden. 
Daher wäre es nicht überraschend, wenn die UCK im 
Krieg aufgerieben würde - zum Beispiel dadurch, dass 
sie als Bodentruppe der NATO aufgerüstet wird und 
gegen eine übermächtige jugoslawische Armee kämp- 
fen muss. Albanien ist für die USA als unterwürfige 
und extrem abhängige Staatsregierung nützlich. 
Wenn jedoch eine selbstsichere kosov@-albanische 
Führung gestärkt aus dem Krieg hervorkommt und 
eine Unabhängigkeitsdynamik lostritt, liegt das nicht 
im Interesse der US-Regierung, die insbesondere Han- 
delswege in der Region kontrollieren will und dazu 
ergebene Regierungen braucht. 

So ist ein wesentlicher Grund, warum die man- 
gelnde Gefügigkeit und Verlässlichkeit (aus westlich- 
imperialistischer Sicht) der jugoslawischen Führun 
so störte, der, dass für die Zukunft wesentliche Han- 
delsrouten praktisch alternativlos durch Jugoslawien 
führen und so vom guten Willen der jugoslawischen 
Regierung abhängen. Die Wichtigkeit der Ost-West- 
Handelsrouten, für die Jugoslawien eben einen Dreh- 
punkt bildet, ergibt sich aus den bereits erwähnten 
US-Interessen an einer Erweiterung der US-amerika- 
nischen Kontrollsphäre bei gleichzeitiger Eindäm- 
mung des russischen Einflusses um das Kaspische 
Meer und den Kaukasus. Weiter gedacht, geht es auch 
um ein Wiederbeleben der alten Seidenroute bis nach 
China, mit dem wichtigen Detail, dass Russland 
umgangen werden soll, aber auch Alternativen zur 
türkischen Route geschaffen werden sollen, um der 
Türkei einen Teil ihrer strategischen Wichtigkeit zu 
nehmen. 
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Die in diesem Artikel dargestellten Überlegungen zu 
einem möglichen Umgang mit dem Krieg der NATO 


gegen Jugoslawien und demjenigen der jugoslawi- 
schen Führung gegen Kosov@-AlbanerInnen aus 
linksradikaler Sicht, und zur Möglichkeit eines Auf- 
wertens ökonomischer Betrachtungen, sind skizzen- 
haft, unvollständig und zuwenig durchdacht, um 
direkt handlungsfähig zu machen. Sie sind denn auch 
eher als Denk- und Handlungsanstoss gedacht, als 
möglichen Ausgangspunkt für weitere Diskussionen 
und die Suche nach angebrachten Aktions- und Kom- 
munikationsformen. Ich würde mich freuen, wenn 
LeserInnen, die Interesse haben, sich an einem solchen 
weiteren Prozess zu beteiligen, sich mit mir in Verbin- 
dung setzen würden. 


Alain Kessi 


Eine längere Fassung dieses Textes ist in der Internetzeitschrift 
com.une.farce No. 2 <www.copyriot.com/unefarce> erschienen. 
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gehalten, wie JugoslawInnen bisweilen die südslawische Sprache nen- 
nen, die unterdessen nach nationalistischen Interessen getrennt 
benannt wird, und ab und zu auch in Englisch. 

I2| Ethnisierung des Sozialen - Die Transformation der jugoslawi- 
schen Gesellschaft im Medium des Krieges, in: Materialien für einen 
neuen Antiimperialismus, Berlin/Göttingen 1993. 

131 Marcel Noir, Unser Mann in der OSZE, in: jungle world, 14. April 
1999. 

I4| Interim Agreement for Peace and Self-Government In Kosovo 
(Überbrückungsabkommen für Frieden und Selbstverwaltung in 
Kosovo), Rambouillet, Frankreich, 23. Februar 1999. Darin insbeson- 
dere Appendix B: Status of Multi-National Military Implementation 
Force (Status einer multinationalen militärischen Inkraftsetzungs- 
truppe). Auf dem Web erhältlich auf <http:/ /www.law.pitt.edu/ 
kosovo.htm>. 


151 Boris Buden, The official Bastard(ARKZIN)-statement on the war 
in Yugoslavia - Saving Private Havel, 20. April 1999. 

|6| Roger Faligot, How Germany backed KLA, in: The European, 21. 
September 1998. 
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Warum Bielefeld 


nıcht zwischen 
Bagdad und Bel- 
grad liegt 


Grüne Kriegsgewinnler und die 


Wo bleibt der Widerstand gegen den Krieg, gegen den 
ersten Kampfeinsatz deutscher Soldaten seit 1945? An 
spektakulären Anlässen, mehr oder weniger spontan 
den Protest auf die Straße zu tragen, hat es in den letz- 
ten zehn Wochen nicht gefehlt: Fast im Wochentakt 
lieferten die NATO-Bomber entsprechende Steilvorla- 
gen, mit ihren unzähligen irrtümlichen und absichtli- 
chen Treffern auf Züge, Busse, Flüchtlingstrecks, 
Brücken, Botschaften und Bulgarien, Tabakfabriken, 
Krankenhäuser, Fernsehsender. Die möglichen Kriti- 
ken gegen die Luftangriffe decken ein breites Spek- 
trum ab, reichen von moralischen über juristische, 
antiimperialistische und demokratische bis zu ängst- 
lich-wohlstandschauvinistischen und strategischen 
Argumenten. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Ein 
vermintes, zerbombtes und durch angereichertes Uran 
verseuchtes Kosovo wird nur für solche Flüchtlinge 
verlockend sein, denen einzig die Perspektive geboten 
wird, in albanischen und makedonischen Lagern die 
Tage zu zählen; die Tickets in den Westen bleiben 
strikt kontingentiert. Daß ohne den Schutzschild aus 
NATO-Bomben die jugoslawischen Milizen und 
Freischärler im Kosovo im gleichen Maße geraubt, 
verjagt und getötet hätten, ist notgedrungen Spekula- 
tion; positive Sanktionen, etwa die Aussicht auf EU- 
Mitgliedschaft, standen zu keiner Zeit auf dem Pro- 
gramm, und die im letzten September vereinbarte 
internationale Beobachtergruppe erreichte niemals 
ihre Sollstärke, aus Geldmangel. Wie sich eine Oppo- 
sition in Jugoslawien ohne Massenmedien formieren 
soll, bleibt das Geheimnis der NATO. Die ethnische 
Differenz ist den Menschen faktisch in den Leib ge- 
bombt, und den inzwischen fallengelassenen Au- 
schwitzvergleich bejohlen die Vertriebenenverbände. 
Mit der praktischen Durchsetzung der neuen NATO- 
Aufgaben haben sich die Spielregeln im inte 


rnationa- 
len System drastisch erweitert. Japan 


anderte seine 
Verfassung zugunsten internationaler Militäre 


insätze, 
die EU bastelt an einer eigenen Eingre 


iftruppe, und 
Indien weist jede Kritik an seiner Atombewaffnung 


mit dem Hinweis zurück, daß ein entsprechend gerü- 
stetes Jugoslawien wohl kaum zum Spielball interna- 
tionalen Kräftemessens geworden wäre. 


Neue Linke 


Plausible Gründe, gegen den Krieg zu kämpfen, gibt 
es für jeden Geschmack. Bekannt sind sie auch. Trotz 
NATO-Nachrichtenhoheit ist die Fülle der Informatio- 
nen über das Kriegsgeschehen verblüffend hoch, zu 
finden in jeder besseren Tageszeitung, freilich bunt 
gemischt, plural und demokratisch eingebettet in kri- 
tische Erörterungen der Luftkriegsstrategie, herzzer- 
reisende Flüchtlingsdramen und Bewerbungsschrei- 
ben fürs Hauptquartier. Spätestens seit die faz mit der 
»Rambouillet-Lüge« titelte und der Appendix B des 
Ultimatums bekannt wurde, ist der Kosovokrieg kein 
MTV-Krieg mehr. Ein Aufschrei der Empörung blieb 
trotzdem aus. Mit dem grünen Sonderparteitag 
scheint selbst die Energie der wenigen Anti-Kriegs- 
AktivistInnen erschöpft. Obwohl alles andere als 
Kriegseuphorie herrscht, die Skepsis in der Bevölke- 
rung zunimmt, die meisten auf ein baldiges Ende der 
Kampfhandlungen hoffen und die Grenze des deut- 
schen Engagements sich immer deutlicher abzeichnet. 

Manch eine mag zu Beginn des NATO-Bombarde- 
ments ein Remake des zweiten Golfkrieg erwartet 
haben, Marathondemos, Bahnhofsbesetzungen und 
die Bednarz'schen Bettlaken. »Kein Blut für Öl« 
brachte damals die Stimmung auf den Punkt, auch 
wenn die meisten Kriegsgegner sich kaum mit dem 
simplen Strickmuster begnügten. »Kein Blut für's Kau- 
kasus-Ol« klingt dagegen wenig plausibel, und »Kein 
Blut für die Ethnifizierung des Sozialen« fällt nicht nur 
aus syntaktischen Gründen aus. Daß heute niemand in 
der Lage ist, ein vergleichbares Pendant für den Ko- 
sovo-Krieg zu formulieren, verdeutlicht tatsächlich 
das gesamte Problem des Anti-Kriegs-Widerstands. 
Niemand? Das ist übertrieben. Doch die entspre- 
chende Parole liegt eher Edmund Stoiber auf den Lip- 
pen: »Kein deutsches Blut für Hütchenspieler«. 


Den verflossenen Zeiten nachzutrauern, hilft nicht. 
Vor allem sollte nicht vergessen werden, daß der Golf- 
krieg II für die Linke im Fiasko endete. Der schmissige 
Slogan ermöglichte zwar die Massenmobilisierung, 
ganz in den Koordinaten des Antiimperialismus der 
achtziger Jahre, und es schien, als rettete sich die US- 
Hegemonie in die neue Vorkriegszeit hinüber. Die 


Formel hielt aber kaum drei Wochen, nämlich just bis 
zu dem Zeitpunkt, als die ersten Scud-Raketen auf 
Israel abgefeuert wurden. Der folgende Streit zwi- 
schen Bellizisten und Pazifisten, zwischen dem ge- 
rechten Krieg und der Ungerechtigkeit jedes Krieges, 
hatte mit einer politischen Einschätzung der Situation 
nicht mehr viel zu tun, sondern entwickelte sich zum 
linken Religionskrieg. 

Die Bellizistenfraktion rekrutierte sich fast durch- 
wegs aus dem Reservoir der Achtundsechziger-ff., 
kamen aus dem Umfeld der grünen Partei und der 
Linksradikalen: Cora Stephan, Dan Diner, Wolf Bier- 
mann, Hendryk M. Broder, Detlev Claussen, Wolf- 
gang Porth, Micha Brumlik.! Als standhafte Linke hiel- 
ten wir sie damals schlicht für durchgeknallt, für 
verwirrte Einzeltäter oder Opportunisten und waren 
uns unserer moralischen Integrität sicher. Daßs die Ver- 
wirrung schon damals viel tiefer und wohl auch durch 
jeden einzelnen ging, hätte ein anderes Ereignis zeigen 
können. Mitte Februar 1991 mußste Christian Ströbele 
nach heftigen inner- und außerparteilichen Protesten 
vom Posten des Bundesvorstandssprechers der Grü- 
nen zurücktreten, als er am Tag vor seiner Israel-Reise 
per Zeitungsinterview formulierte, »die irakischen 
Raketenangriffe sind die logische, fast zwingende 
Konsequenz der Politik Israels«. 


In den folgenden Jahren verlor die politische Linke 
vollends die Initiative. Der schrittweisen Militarisie- 
rung der deutschen Außenpolitik standen die Linksra- 
dikalen ähnlich hilflos gegenüber wie die SPD, die in 
Sachen Militäroption mal für mal in die Fußstapfen 
der Union trat und sich wunderte, daß die Union 
schon wieder einen Schritt weiter war, die grüne Basis 
im Schlepptau. Wortkarg zeigte sich die antimilitari- 
stische Linke auch während des gesamten jugoslawi- 
schen Bürgerkriegs, in dem wiederum die erweiterte 
Partei der Grünen zu den treibenden Kräften der 
militärischen Intervention gehörte. In Frankfurt for- 
derte sogar eine Abspaltung der Linken Liste, die noch 
Ende der achtziger Jahre heftig über die grünen Verrä- 
ter schimpfte, bereits im Sommer 1992 die Bombardie- 
rung Belgrads. Hans Eichel, zu einer Feierstunde in 
die Frankfurter Uni geladen, konnte dem nur entgee- 
nen, daß deutsche Soldaten nicht noch einmal in 
Jugoslawien einmarschieren sollten. Was die einen 
schon 1992 wulsten, war den anderen Srebrenica. Die 


gewissenhafte Analyse einer systematischen Politik 
der Ethnifizierung Jugoslawiens konnte dem nichts 
entgegensetzen. Verschanzt hinter den Broschüren der 
Ex-Anti-Nato-Gruppe und den Materialien für einen 
neuen Antiimperialismus hofften wohl viele Linke, daß 
der Bürgerkrieg möglichst bald von selbst ein Ende 
finde. Der kroatische Nationalismus entschuldigte ge- 
nauso wenig den serbischen Nationalismus, wie der 
Nachweis, daß manch eine Meldung aus dem Kriegs- 
gebiet Ungereimtheiten aufwies, darüber hinweg täu- 
schen konnte, daß Jugoslawien sich in ein grausiges 
Schlachtfeld verwandelte. 


Der Krieg der Achtundsechziger 


Es würde den Einfluß der Achtundsechziger, der 
Neuen Linken und der Grünen überschätzen, in ihnen 
die Urheber des NATO-Bombardements zu sehen. 
Allerdings liefern sie am glaubwürdigsten das diskur- 
sive Raster, mit dem allein der Krieg so geführt werden 
kann, wie er funktioniert: als Krieg für Menschen- 
rechte. Um so mehr habe ich mich gewundert, daß es 
gerade den intimsten Kritikern der Grünen plausibel 
war, ausgerechnet sie oder zumindest ihre Basis für 
das schwächste Glied der parteienübergreifenden 
Kriegskoalition zu halten. Dagegen sprach schon die 
linke Standardargumentation, mit der sich seit Mitte 
der achtziger Jahre die linken Kritiker vom Parteipro- 
jekt distanzierten: dafs die Grünen für die Regierungs- 
beteiligung noch jede Pille schlucken würden, oder 
zugespitzt, daß die Grünen die gemeinsamen Ideale 
verraten hätten. 

Was auf dem grünen Parteitag zur Debatte stand, 
war die Existenz der Partei, die unweigerlich mit der 
Koalitionsfrage verbunden ist, seit sie infolge der 
Zuspitzung des innerparteilichen Konflikts zwischen 
1986 und 1990 ihr gesamtes strategisches Potential auf 
eine künftige Regierungsbeteiligung im Bund aus- 
gerichtet hat. Hätte die grüne Basis, dieses »Sicher- 
heitsrisiko« (so der Chefideologe Joachim Raschke), 
tatsächlich den Außenminister in die sozialdemokra- 
tische Wüste geschickt, wären die Tage der Partei 
wohl gezählt gewesen. Ströbeles Argumentation, eine 
deutliche Distanzierung von der Regierungspolitik 
müsse nicht das Ende der Koalition bedeuten, schei- 
terte an der plaziert-dementierten Warnung des 
Aufßsenministers und verkannte zugleich, dafs auch 
ohne Kriegseintritt das rot-grüne Reformprojekt 
längst seine Geschäftsgrundlage verloren hatte. Vor 
Beginn des NATO-Bombardements hat niemand, 
weder aus der Partei, noch aus dem Sympathisanten- 
kreis, die Koalitionsfrage in den Raum geworfen. 
Geschweige denn diejenigen, die schon immer wuß- 
ten, wie es mit den Grünen mal enden würde. Statt 
dessen galt die Bevölkerung für die grünen, linken 
Vorhaben als zu unreif, zu konservativ, was das 
Zurückstecken noch im Koalitionsvertrag formulier- 
ter Gesetzesvorhaben plausibilisierte. Für eine Per- 
Spektive jenseits der Regierungsbeteiligung fehlt den 
Grünen nach zehn Jahren luso-Ähnlichkeitswettbe- 
werb, bezogen auf den Nachwuchs, sowohl das Per- 
sonal als auch die Vorstellungskraft, dats Politik keine 
technische, sondern vor allem eine Frage praktischer 
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Organisierung ist. Um diese strukturelle Sackgasse 
der Parteireformen von 1990ff zu erkennen, waren 
nicht einmal die handverlesenen Delegierten von- 
nöten. 

Ich halte dieses gängige linke Kritikmuster an den 
Grünen allerdings für nicht hinreichend, sogar für 
kontraproduktiv, weil es moralisiert statt zu politi- 
sieren, den Wandel der Grünen nur als Verrat oder, 
weniger persönlich, als Vereinnahmung begreift - 
und überdies die Regierungsbeteiligung jederzeit 
legitimieren kann. Der Kosovo-Krieg war das beste, 
was der Fischer-Gang passieren konnte, denn mit 
ihm rastete das Realo-Fundi-Dispositiv wieder ein, 
das den Grünen ihr Image als Partei der Achtunds- 
echziger, der Neuen Linken und der Neuen Sozialen 
Bewegungen garantiert: weil die grüne Präsenz im 
Auswärtigen Amt zwar kaum eine, aber doch eine 
minimale Chance eröffnet, eines der Issues der 
Neuen Linken zu retten — wenigstens ein bißchen. 

Pazifismus ist alles andere als eine linke Errun- 
genschaft in der grünen Programmatik. Vielmehr 
diente der Begriff dazu, sich von Bauzaunmilitanz 
und Stadtguerilla zu distanzieren. Die Wortschöp- 
fung Gewaltfreiheit erinnert noch daran, daß in der 
frühen grünen Programmatik »das fundamentale 
Recht auf Notwehr« außer Frage stand und daß 
gegen Gewalt zu sein, den Kampf gegen soziale, öko- 
nomische und kulturelle Gewalt nicht ausschloß (vgl. 
Bundesprogramm 1980). Die Grundüberzeugung der 
Neuen Linken innerhalb und außerhalb der Grünen 
war wohl eher die prinzipielle Skepsis gegenüber der 
Legitimität und Legalität staatlicher Herrschaft und 
die Berechtigung, sich gegen mannigfaltige gesell- 
schaftliche und staatliche Unterdrückung zu wehren. 
Dieser Grundwert aber, der die Gegenüberstellung 
von Pazifismus und Menschenrechten ad absurdum 
führt, bildet heute im Gewand der Menschenrechte 
und der Scheißegalität internationalen Rechts zu- 
gleich die originäre Grundlage der grünen Krieg- 
streiber wie Bauchschmerzenkrieger. 


Das Problem des Anti-Kriegs-Widerstands ist daher 
nicht, dafs ach so viele einstige Linke ihre Vergangen- 
heit entrümpelt haben, sondern daß dieser Krieg 
ganz praktisch mit einem Issue funktioniert, das die 
Neue Linke prägte. Insofern ist der Kosovo-Krieg 
tatsächlich der Krieg der Achtundsechziger. Der 
Widerstand gegen staatliche Gewalt, Unterdrükkung 
und Ausbeutung war der Linken allemal wichtiger 
als ein abstrakter Pazifismus. Daß der Krieg ganz 
offensichtlich kaum wegen der Menschenrechte 
geführt wird, ändert nichts an der Tatsache, daß wir 
alle die Massaker an Kosovo-Albanern für illegitime 
staatliche Gewalt, für einen Verstoß gegen ihre legiti- 
men Rechte halten und wir alle auch wissen, daß ein 
Ende des NATO-Bombardements aller Wahrschein- 
lichkeit nach nicht den Bürgerkrieg beenden würde, 
bei dem die eine Seite die besseren Karten hat. 
Exemplarisch läßt sich dieses Dilemma an der 
Position der autonomen l.u.p.u.s.-Gruppe ablesen 
(vgl. dıskus 1/99, 5.9). Auf vollen fünf Seiten fährt sie 
die gesamte Palette der spätautonomen, anti-nationa- 
lıstischen und anti-rassistischen Gründe auf, den 
Stop der NATO-Bomben zu fordern, und schildert 
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anschaulich die Verantwortung deutscher und westli- 
cher Politik für die Zerschlagung Jugoslawiens. Wer 
mag da widersprechen? Als besonderes Problem hebt 
sie zwischenzeitlich hervor, daß es nicht reiche, 
»NATO raus aus Kosovo« zu fordern, da der Krieg im 
inneren Jugoslawiens damit keineswegs beendet 
wäre, und mehr noch, daß es im Konflikt kein erkenn- 
bares Gegenüber (zumindest kein politisches, möchte 
ich ergänzen) gäbe, mit dem man sich solidarisieren 
könne. (Applaus von der Regierungslinken) 

Statt aber diesen Gedanken weiter zu verfolgen, 
der haarscharf das gesamte Problem des Anti-Kriegs- 
Widerstandes zusammenfaßst, kippt die Argumenta- 
tion schließlich in den Vorwurf der Heuchelei und 
des Verrats um und tut so, als gäbe es gar kein Pro- 
blem, außer daß die Grünen ihre Ideale verraten hät- 
ten. Getreu dem bewährten Realo-Fundi-Schema ist 
es von der Position der autonomen l.u.p.u.s-Gruppe 
zur linken Befürwortung der NATO-Luftangriffe nur 
ein moralisch-strategischer Katzensprung: Die Ethni- 
fizierung Jugoslawiens und Renationalisierung 
Deutschlands bedauern auch die linken Kriegsbefür- 
worter; gerne würden sie mehr Flüchtlinge aufneh- 
men, können dies aber leider nicht durchsetzen; 
gewiß steht es mit den Menschenrechten in vielen 
Gegenden nicht zum besten; sicher hat die deutsche 
Politik viel zum aktuellen Desaster beigetragen; ohne 
Zweifel verfolgen die meisten Akteure im Rahmen 
der NATO-Luftangriffe alles andere als humanitäre 
oder gar emanzipatorische Ziele; selbstverständlich 
hätte es noch vor ein paar Jahren, Monaten, Wochen 
ganz andere Mittel gegeben, die Situation im Kosovo 
zu deeskalieren; aber mindert nur eines dieser Argu- 
mente den moralischen Druck, den hier und jetzt 
bedrohten Kosovo-Albanern mit Waffen zur Seite zu 
stehen (Beer); oder die einmalige Chance, in einem 
militärisch-performativen Akt die Menschenrechte 
auf die Agenda der neuen Weltordnung zu setzen 
(Volmer)? Lieber den Spatz in der Hand als die Taube 
auf dem Dach. 


Die Grünen als Verräter einzuschätzen und um diese 
Stelle den Anti-Kriegs-Widerstand zentrieren zu wol- 
len, verkennt, daß die Grünen nicht das schwächste 
Glied in der Kette der Kriegsbefürworter sind, son- 
dern das stärkste. Mit der von der Parteispitze aus- 
gegebenen Parole »Ach, zwei Herzen schlagen in 
unserer Brust, Pazifismus und Menschenrechte«, zwi- 
schenzeitlich als »Nie wieder Krieg, nie wieder Ausch- 
witz« apostrophiert, gelang es ihnen, die gesamte 
Kriegskritik auf eben jene Frage der Moral zu reduzie- 
ren, die schon den ganzen Krieg ummäntelte. Welcher 
Seite in dieser moralischen Zentrifuge die Linken tra- 
ditionell näher stehen, muß nicht nochmals wieder- 
holt werden. Der Witz ist aber, daß Fischer desto nach- 
haltiger zum Garanten des kontinentaleuropäischen 
Hegemoniestrebens gerät, je mehr ihn die Gewissens- 
bisse plagen, und sei's in Gestalt der zerrissenen Par- 
tei. Jede Mahnung, die Targets sorgfältiger auszu- 
wählen, jede leise Forderung, Rußland und die UN 
einzubinden, um die Polizeiaktion nicht zum Welt- 
krieg eskalieren zu lassen, jedes feuilletonistische Leji- 
derleider, sich mal wieder nicht durchgesetzt zu 
haben, untermauert die Eigenständigkeit der EU. 


Nicht weil Fischer die Menschenrechte instrumentali- 
siert, sondern nur indem er für sie kämpft. 

Vor allem aber hilft die Verratsthese nicht gerade 
dabei, auf die künftigen Kriege besser vorbereitet zu 
sein. Zweifellos ist es nicht notwendig, einen Lösungs- 
ansatz für die aktuellen Probleme im Kosovo formu- 
lieren zu können, um gegen den Krieg zu protestieren. 
Dazu reicht die Konzentration auf die deutsche Politik 
und, um den moralischen Druck zu kontern, der Hin- 
weis, daß heutzutage jeder Lösungsvorschlag in bezug 
auf Jugoslawien, sei's zivil, sei's militärisch, von der 
Position des ideellen NATO-Gesamtoberbefehlsha- 
bers ausgeht. Der lautere Vorsatz aber, sich der mora- 
lischen Zentrifuge individuell und auf Dauer entzie- 
hen zu wollen, überschätzt die eigenen Kräfte, weil sie 
sich noch beschleunigt, solange wir übers Bedauern 
der schlechten Zustände, eine Politik der Schadensbe- 
grenzung und die Hoffnung auf bessere Zeiten nicht 
hinauskommen. Ohne eine politische Perspektive, die 
es ermöglicht, aus der eigenen Praxis eine eigene 
Moral zu generieren, statt aus der Moral die Politik 
abzuleiten, reduziert sich ein Widerstand, der sich 
nicht auf die Moral des Staates einlassen will, auf indi- 
viduelle Durchhalteparolen. 

Worauf es ankäme, wäre das Eingestehen des 
Scheiterns unserer Strategien seit Mitte der achtziger 
Jahre, parlamentarisch wie außerparlamentarisch. 
Und daß die Parolen von damals auf spezifische Weise 
selbst Teil der aktuellen Verhältnisse geworden sind; 
wenn auch anders als intendiert. Wechselseitige Scha- 
denfreude und Besserwisserei - so sehr die Genugtu- 
ung schmeichelt - sind fehl am Platz und fallen auf die 
Spötter selbst zurück. Die Erfahrung, daß die Linke in 
diesem Krieg nichts zu melden hat, obwohl sie weder 
verraten wurde, noch ihre Argumente zensiert wur- 
den, geschweige denn die große Masse in Kriegseu- 
phorie verfiel, ist vielleicht das einzige, was die Linken 
in diesem Krieg gewinnen können. Und sie verdeut- 
licht die Dimension des Projekts, die Linke zu rearti- 
kulieren. 


Frieder Dittmar 
(/1. Kriegstag) 


I1! Hier mag die eine oder der andere einwenden, die genannten 
Herrschaften seien halt nie korrekte Linke gewesen - und womöglich 
gar entlarvende Zitate parat haben. Oder daß die Grünen von Anfang 
an mit emanzipatorischer Politik nichts im Sinn hatten. Festzuhalten 
bleibt freilich, daß die Themen, Ziele und Kritiken grüner Parteiarbei- 
terinnen, autonomer Streetfighter und kritischer Intellektueller kaum 
die Trennung zwischen legalistischen und sozialrevolutionären Stra- 


tegien markierten. Dieses heterogene diskursive Ensemble aus Bür- 


gerinis, autonomen Zentren, Bioläden und Zeitungsredaktionen, das 
sich in der grünen Partei focussierte, möchte ich als erweiterte Partei 
der Grünen bezeichnen. 


16 


Niemand wird mit realistischen Gründen annehmen 
können, daß die Grünen mit ihrer Beteiligung an der 
Regierungsverantwortung auch unmittelbar die 
Kompetenz gehabt hätten, über die Bombardements 
der NATO in Jugoslawien zu entscheiden. Die Kräfte- 
verhältnisse in der Bundesregierung und in der 
NATO ließsen dies nicht zu. Daß sie sich diesen Macht- 
verhältnissen allerdings nicht entgegengestellt, son- 
dern sie selbst mitvollzogen haben, verändert tiefgrei- 
fend die politische Konstellation. Die politische 
Handlungsweise der rot-grünen Regierung berührt 
nämlich den grundsätzlicheren Gesichtspunkt der 
Möglickeit zur Herstellung eines sozial-ökologischen 
New Deal. 

In der Strukturkrise des Übergangs von der fordi- 
stischen zur postfordistischen Form kapitalistischer 
Vergesellschaftung steht eine Regulationsform zur 
Disposition, die auf Massenproduktion, hohem und 
wachsendem Einsatz von Ressourcen mit weitläufi- 
gen Belastungen der Gesellschaft wie der Natur und 
zunehmender Bürokratisierung in den Unternehmen 
und in öffentlichen Einrichtungen mit von oben 
geplanten und kontrollierten Formen der rigiden Ab- 
pressung von Mehrarbeit beruhte. Im Anschluß an 
regulationstheoretische Überlegungen bestand die 
Überzeugung, daß ein neues Muster der Reproduk- 
tion und Regulierung des Kapitalverhältnisses nicht 
einfach linear aus dem Bisherigen folgen würde, son- 
dern sich aus den sozialen Kämpfen zwischen Kapi- 
taleignern, Gewerkschaften, sozialen Bewegungen, 
Parteien und vielfältigen Initiativen der Zivilgesell- 
schaft gleichsam als ein Fundstück, als ein neuer 
Kompromiß herausbilden würde. Ein Kompromißg 
kann nur gelingen, wenn die unterschiedlichen Kon- 
fliktparteien um ihre eigenen und die Ziele der ande- 
ren wissen, ebenso aber auch wissen, daß sie jeweils 
ihre eigenen Positionen nicht als solche durchsetzen 
können. Dieser neue, sozial-ökologische New Deal 
würde zwar das Kapitalverhältnis selbst nicht beseiti- 
gen, aber doch wesentliche Strukturmomente verän- 
dern, nämlich die energetische Grundlage von fossi- 
len und nuklearen auf erneuerbare Energieträger 
umstellen, den Ressourceneinsatz verringern, Büro- 
kratisierung abbauen, das Wa rfare-Regime durch Ab- 


Balkankrieg, Post- 
fordismus und 


Global Governance 


rüstung in ein ökologisches Welfare-Regime verän- 
dern und offenere und durchlässige Lebensformen 
begünstigen. 


Grüne Erbschaft der 7Oer 


Die Grünen repräsentierten die zahlreichen und di- 
versen Initiativen und Gruppen, die sich aus dem 
früheren, fordistischen Klassenkompromiß des natio- 
nalen, keynesianischen Wohlfahrtsstaat herauslösen 
wollten. Die Partei faßte diese teilweise sehr partiku- 
laren Interessen zusammen, verallgemeinerte sie und 
machte sie dadurch auch in der offiziellen Politik zu 
einem die politische Agenda bestimmenden Macht- 
faktor. Die Grünen stellten aufgrund dieser Entste- 
hung und Funktion selbst einen Kompromißs dar, der 
nun von den Grünen in der Bundesregierung auf die 
Probe gestellt und mit der Entscheidung, die Bombar- 
dements der NATO zu unterstützen und die rot- 
grüne Koalition nicht zu verlassen, schließlich gebro- 
chen wurde. Der Kompromiß umfaßte zahlreiche 
politische Issues, im Zusammenhang mit dem Bal- 
kankrieg sind insbesondere die drei folgenden von 
Bedeutung: a) die Ökologie; b) der Multikulturalis- 
mus; c) der Pazifismus. In allen drei Hinsichten han- 
delt es sich um eine Art Hegemonie des grünen Pro- 
jekts über die Linke, denn die Linke der siebziger 
Jahre wurde damit integriert, ohne daß ihre kapitalis- 
muskritischen Ziele in diesen Begriffen einen ange- 
messenen Ausdruck fanden. 

Zu a) Der Begriff der Ökologie hat eine biologisti- 
sche Färbung und reduziert die Komplexität des ge- 
sellschaftlichen Naturverhältnisses auf bloße Fragen 
der natürlichen Umwelt. Die Atomenergie war eıN 
Schlüsselthema der Umweltproblematik, die Konzen- 
tration darauf stellt aber gleichfalls eine Reduktion 
dar. Die gegenwärtigen Verhandlungen der Bundes- 
regierung mit der Atomindustrie legen nahe, dab 
auch weiterhin lange Laufzeiten akzeptiert werden, 
gleichzeitig scheint die Bundesregierung bereit, wei- 
tere Kernkraftwerke in der Ukraine zu finanzieren. | 

Zu b) Der Multikulturalismus tendiert dazu, die 
Vielfalt sozialer Verhältnisse, die mit der Migration 
verbunden sind und die massive Repression und 
Ausbeutung umfassen, auf Fragen der bloß kulturel- 
len Anerkennung von nationalen bzw. ethnischen 
Unterschieden zu reduzieren. Damit werden künstli- 
che Kollektividentitäten kreiert, die die Grundlage für 
rassistische Affekte bilden. 


Zu c) Der generelle, im Prinzip vor allem gegen die 
NATO und den Warschauer Block und die atomare 
Bewaffnung gerichtete Pazifismus ließ völlig offen, 
wie mit anderen als exterministischen Kriegen umzu- 
gehen sei. Schon früh ließ sich bei manchen grünen 
Realpolitikern ein instrumenteller Menschenrechts- 
moralismus beobachten, wenn sie von der CDU-FDP- 
Regierung forderten, die Sandinisten wegen ihrer 
Verletzungen der Rechte der nicaraguensischen Ost- 
küsten-Indianer wirtschaftlich zu boykottieren, die 
Menschenrechtsverletzungen der Contra und der 
bürgerlichen Rechten in den zentral- und lateinameri- 
kanischen Ländern aber gar nicht beachteten. Schon 
bald nach der Wende 1989, und verbunden mit den 
Diskussionen über den zweiten Golfkrieg 1991, 
wurde unter Grünen mit Erleichterung festgestellt, 
daß nun endlich der Krieg wieder ein politisches 
Instrument sei und nicht jedesmal mit der atomaren 
Vernichtung gerechnet werden müsse. Menschen- 
rechtlicher, politischer Pazifismus scheint die Formel 
für diese Haltung zu sein, die beansprucht, gegen 
naive Pazifisten verantwortungsethisch die Bürde zu 
tragen, eine neue Form des Gewaltmonopols zu schaf- 
fen, das weltpolizeilich gegen die kleinen Diktatoren 
durchgesetzt werden muß und Menschenrechte und 
Frieden erzwingt. Der usurpatorische, antidemokrati- 
sche Charakter der Errichtung dieses Gewaltmono- 
pols bleibt außer Betracht, vielmehr wird positiv noch 
unterstrichen, daß damit die universalistischen Nor- 
men des Westens durchgesetzt werden, wie sie von 
den USA beansprucht und vertreten werden. Die 
undemokratischen, rassistischen, gewaltsamen und 
ausbeuterischen sozialen Verhältnisse in den USA 
werden ebensowenig thematisiert wie die Bereit- 
schaft der führenden kapitalistischen Staaten, die 
weltweiten, sich immer noch weiter vertiefenden 
wirtschaftlichen und politischen Asymmetrien zu 
erhalten. Die moralische Unentschiedenheit läfßst sich 
für die gegenwärtige Kriegskampagne der NATO 
auch daran erkennen, dafs die Türkei an der NATO- 
Kriegsführung mitwirkt, obwohl evident ist, daß sie 
selbst entschieden gegen die Prinzipien verstößt, auf 
denen die Operationen beruhen sollen: auf Zypern 
trennt türkisches Militär Griechen von Türken nach 
nationalistischen Gesichtspunkten; in der Türkei 
selbst wird den Kurden jedes Recht auf Rechte ver- 


weigert. 


Moralische Normen und 
geostrategische Interessen 


Der Balkankrieg vertieft die moralischen Dilemmata, 
vor die sich die Grünen und die Linke schon während 
des Golfkrieges gestellt sahen. Denn anders als 
während des damaligen Krieges ist Deutschland 
unmittelbar als Kriegspartei beteiligt und wird von 
einer rot-grünen Koalition regiert; die Entscheidun- 
gen werden von sozialdemokratisch-grünen Regie- 
rungen getroffen und von einem Generalseketrär aus- 
geführt, der sich selbst als Pazifist verstand. Zwar 
widersprechen die militärischen Operationen der 
NATO dem Grundgesetz, dem NATO-Vertrag und 
haben kein UN-Mandat - das auch seinerzeit stark 


umstritten war. Entscheidend für das moralische 
Dilemma erscheint aber, daß dieses Mal nichts ande- 
res als moralische Normen selbst zur Kriegsführung 
zu nötigen scheinen. Auf den ersten Blick sind keine 
geostrategischen Interessen im Spiel. Doch der Schein 
trügt. 

Die gegenwärtige Kriegsführung steht in der Logik 
der deutschen Außenpolitik gegenüber Jugoslawien 
seit Beginn der neunziger Jahre. Während der serbi- 
sche Nationalismus von deutscher Seite kritisiert und 
abgelehnt wurde, wurde der Nationalismus Kroati- 
ens, wurden dessen Bestrebungen zur staatlichen Un- 
abhängigkeit anerkannt. Damit wurde faktisch ein 
Regime unterstützt, das ständig Menschenrechte, 
zivile und politische Rechte verletzt, demokratische 
Freiheiten behindert und vor allem der Bereicherung 
weniger Familien und Warlords dient, die durch 
Nationalismus und Rassismus ihre Macht aus der 
früheren, staatssozialistischen Phase in kapitalistische 
Formen der Macht und des Reichtums zu konvertie- 
ren in der Lage waren. Die deutsche Außenpolitik 
ergriff im Namen von Demokratie und Selbstbestim- 
mung faktisch Partei für einen Nationalismus gegen 
einen anderen Nationalismus und beteiligte sich 
damit an der Zerstörung des früheren Jugoslawiens 
als der wahrscheinlich einzigen Form, die unter- 
schiedlichen religiösen, regionalen und sogenannten 
ethnischen Widersprüche und Differenzen wenn 
nicht zu lösen, so doch auszubalancieren. Die demo- 
kratische Opposition, die sich in den früheren Teilre- 
publiken Kroatien, Bosnien und Serbien gebildet 
hatte, wurde nie ernsthaft unterstützt. Möglicher- 


Aktuelle Frage, wenn Ihre Familie gerade Küchenplane plant: 


Wie kommt man bereits ’67 -— 
an die Küche von ’68? 


Um das herauszubekommen, 
müssen Sie an unsere Spezial- 
Adresse herankommen. Wir 
kennen nämlich einen Fachmann Schauen Sie sich diese zukunfts- 
in Ihrer Nähe, der genau weisenden Küchenideen mal 
Bescheid weiß über ven Küchen- an. Und machen Sie gemeinsame 
raum. Dieser Mann: ist der Pläne mit dem Mann, der dıe 
Elite-Partner vom Fachhandel. Zukunft mit einplant — wenn er 
Mit ihm haben wir gerade Ihre Küche plant. 
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weise, weil sie vielfach eine Opposition war, die für 
die Erhaltung der Einheit des Landes und für eine 
Beseitigung der materiellen Privilegierung einzelner 
Volksgruppen eintrat. Dies war das Naheliegende, 
denn für viele Jugoslawen waren die Bürgerkriegser- 
fahrungen während des Zweiten Weltkriegs durch 
die Erfahrungen überlagert, daß die verschiedenen 
Volksgruppen seit Jahrzehnten zusammenlebten, sich 
räumlich, familiär, beruflich, im Militär, im Studium 
und in der Migration mischten. Es waren die politi- 
schen Eliten, die vom westlichen Ausland Unterstüt- 
zung erfuhren, die allenfalls noch schwach vorhande- 
nen ethnisch-religiösen Spaltungslinien zu intensi- 
vieren. Fragt man sich nach den Motiven, so kann ver- 
mutet werden, daß die deutsche Außenpolitik eine 
Zersplitterung begünstigte, um die Möglichkeit der 
Herausbildung einer starken politischen Kraft in Ost- 
europa zu verhindern und insbesondere den Einfluß 
Rufßslands zu schwächen. Doch richtete sich diese Poli- 
tik auch gegen einen Rest an moralischer Autorität 
Jugoslawiens, die sich daraus ergab, daß es sich der 
Logik des Kalten Krieges entzogen und ein eigenes 
Modell der Arbeiterdemokratie zu realisieren ver- 
sucht hatte, das lange Zeit nicht nur unter europäi- 
schen Linken auf Interesse stieß, sondern auch ein 
erhebliches Ansehen unter den Ländern des Südens 
genoß und das Land zu einem der führenden Reprä- 
sentanten der blockfreien Länder machte. Im Prozetßs 
der Restrukturierung Europas als einem einheitlichen 
Block innerhalb des globalen Wettbewerbs besteht 
offensichtlich die Bestrebung der Vereinheitlichung. 
Eigenständige Entwicklungspfade werden im eu- 
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ropäischen Haus oder vor der Tür der Europäischen 
Union nicht geduldet. Milosevic ist das vom Prozeß 
der europäischen Integration erzeugte Monster. Er 
betreibt für Serbien, was bei Tudjman geduldet 
wurde. Die mehreren hunderttausend serbischen Ver- 
triebenen, die als Flüchtlinge in Jugoslawien leben, 
sind ebensowenig Gegenstand der menschenrechtli- 
chen Sorge wie der Terror von kroatischen Banden 
gegen Muslime. Ebensowenig wird bei der ge- 
genwärtigen Kriegskampagne auf dem Balkan be- 
dacht, welche Konsequenzen sich für die zehntausen- 
den Albaner in Serbien ergeben, von denen viele mit 
Serben verheiratet und befreundet sind; ebensowenig 
werden die nachhaltigen destabilisierenden Folgen 
für Bosnien und Mazedonien und die dortigen Versu- 
che gesehen, die nationalistische und rassistische 
Logik einzudämmen. 

Für die rot-grüne Regierung hat dieser Hinter- 
grund eine fatale Konsequenz. Denn indem sie vor- 
gibt, die Rechte einer Volksgruppe, der Kosovaren zu 
schützen und der militärischen Option zustimmt, 
bekräftigt sie einmal mehr die Logik der ethnischen 
Trennung. Die militärische Aktion einer auswärtigen 
Macht in einem Bürgerkieg zwischen der Zentralre- 
gierung und einer sezessionistischen Bewegung 
mußte zwangsläufig das befördern, was nun feststeht: 
daß nämlich Serben und Kosovaren sich als feindliche 
Völker wahrnehmen, die nicht mehr miteinander 
zusammenleben können. Die Förderung und Aner- 
kennung der UCK durch die deutsche Außenpolitik 
(und durch den BND) stärkten diese Dynamik noch. 
Für die Konservativen und die Rechte in Europa - 
und dies läßt sich an einer Bundestagsrede des außen- 
politischen Sprechers der CDU-Fraktion Lamers able- 
sen - bestätigen die Vorgänge im Kosovo, daß multi- 
kulturelle politische Gebilde nicht lebensfähig sind, 
weil sie letztlich zum Bürgerkrieg führen werden. 
Dem Ziel, in der Bundesrepublik und in der Europäi- 
schen Union den Rassismus und ethnische Spaltungs- 
linien abzubauen, wird mit der verfolgten Politik 
langfristig Schaden zugefügt. 


Kriegsrecht für NATO und Bundeswehr 


Es gibt zahlreiche Anhaltspunkte dafür, daß die Bun- 
deswehr und die NATO von langer Hand eine Aus- 
dehnung ihres Operationsgebietes und eine Erweite- 
rung ihrer Aufgaben betreiben. Out-of-area-Einsätze 
humanitärer und friedenserhaltender Art waren die 
Vorbereitungen für friedenserzwingende Einsätze. 
Volker Rühe 1992: »Ich bleibe dabei, daß wir auf 
Kampfeinsätze im Augenblick weder materiell noch 
psychologisch vorbereitet sind. ...| Es geht auch nicht 
nur darum, die Soldaten, sondern die ganze Gesell- 
schaft auf diese neuen Aufgaben [weitweiter Kampf- 
einsätze: AD] vorzubereiten. Bei Blauhelmeinsätzen 
ist das schon gelungen. [...| Auf Dauer ist eine Be- 
schränkung auf Blauhelm-Einsätze nicht realistisch. 
l...]| Das kann sich alles entwickeln.« (Der Spiegel 
30/1992). Es handelt sich um eine langfristige Politik 
zur Neudefinition deutscher Sicherheitsinteressen, 
die im Zuge des Globalisierungsprozesses weltum- 
spannend gedacht werden. Die neue Strategie zeich- 


net sich seit dem Balkankrieg und der 50-Jahr-Feier 
der NATO deutlicher ab. Die NATO behält sich ge- 
genüber den UN und dem Sicherheitsrat das Recht 
auf die Kriegsführung vor und nimmt damit die klas- 
sischen Rechte des staatlichen Souveräns wahr. Dies 
soll nur für den Ausnahmefall gelten, heißt es ab- 
schwächend. Faktisch begünstigt dies noch entschie- 
dener die Souveränitätsrechte der NATO, denn über 
den Ausnahmefall entscheidet selbst wiederum nie- 
mand sonst als die Mitglieder der NATO und dort 
diejenigen, die mächtig sind und über den Militärap- 
parat verfügen. Insofern es sich bei der NATO um 
eine militärische Organisation handelt, wird der Aus- 
nahmefall immer eher nach militärischen, weniger 
nach politischen Gesichtspunkten definiert, wie dies 
bei Entscheidungen der UNO zwangsläufig der Fall 
wäre. Weltweit wird den Regierungen gezeigt, daß 
die NATO beansprucht zu bestimmen, welche Um- 
stände einen Staat zu einem Schurkenstaat machen 
und was ihm passieren wird. Daraus entsteht die 
Gefahr weiterer militärischer Eskalation. Denn auto- 
ritäre Regime werden auf ABC-Waffen zurückgrei- 
fen, um das Risiko der militärischen Intervention zu 
senken. 

Der neuen Konzeption der NATO nach wird eine 
Sicherheitszone definiert, die Europa und den Raum 
des südlichen Mittelmeers umfaßt. Aber auch die 
kaukasischen und transkaukasischen Staaten - schon 
Kriegsziele der Wehrmacht - sind eingeschlossen. 
Gerade dort werden große und noch weitgehend un- 
erschlossene Erdölvorkommen vermutet. Das unmit- 
telbar von der NATO kontrollierte Gebiet wird auf 
diese Weise bis an die chinesische Grenze reichen. 
Sollte dieses Szenario zutreffen, dann schließt dies 
zweierlei ein. Die Bundesrepublik Deutschland betei- 
ligt sich an einer langfristig angelegten Strategie zur 
Sicherung fossiler Energie. Die Gefahr besteht, daß 
die Entwicklung eines nachhaltig-zukunftsfähigen 
Energieregimes hinausgeschoben wird. Eine Reihe 
von Ländern der OPEC wird marginalisiert; ebenso 
wird massiv in die klassische Einflußsphäre Rußlands 
eingegriffen. Eine neue Hochrüstungspolitik — wie sie 
jetzt schon von Scharping angedeutet wird - ist zu 
erwarten. Militärische Konflikte mit China oder In- 
dien sind nicht auszuschließen. Diese langfristige 
Strategie der NATO widerspricht den Zielen der Lin- 
ken und der Grünen, soweit letztere dafür stehen, die 
Ziele der neuen sozialen Bewegungen in die Parla- 
mente und Regierungen einzubringen. 

Nicht, daß die Grünen an politischer Herrschaft 
partizipieren und Kompromiße eingehen, soll hier 
kritisiert werden. Zu kritisieren ist, daß sie durch ihr 
politisches Handeln gerade die Bedingungen für ei- 
nen sozial-ökologischen Kompromiß verschlechtern, 
insofern sie zentrale Ziele aufgeben und einen Para- 
digmawechsel in der Form der Ausübung der po- 
litischen Herrschaft mittragen. 


Die gewaltbereite Zivilgesellschaft 


nalen Staates. Als Knotenpunkte in diesem Netzwerk 
lassen sich die Nationalstaaten, die UNO und der 
Sicherheitsrat, die UN-Unterorganisationen und die 
von der UN organisierten Konferenzen, die Weltbank 
und der Internationale Währungsfond, die EU mit 
ihren Apparaten, die NATO, internationale Regime, 
Gerichtshöfe usw. charakterisieren. Der Politikprozeß 
- ohnehin weitreichend dominiert von den global 
operierenden Unternehmen und den Akteuren auf 
den Finanzmärkten - verläuft wenig transparent, die 
Entscheidungsverfahren sind kaum formalisiert, so 
dafs sich starke Interessengruppen oder Staaten und 
Staatengruppen durchsetzen können. In diesem Rah- 
men wurde das Konzept der global governance in die 
Diskussion gebracht, um die netzwerkartigen Poli- 
tikverflechtungen gleichsam zu öffnen und der 
Öffentlichen Diskussion und der Demokratisierung 
zugänglich zu machen. Als Mittel dazu werden all- 
gemein seit der Weltumweltkonferenz in Rio die Ent- 
faltung einer innerstaatlichen, internationalen und 
globalen Zivilgesellschaft ebenso wie die Menschen- 
rechte betrachtet. Üblicherweise meint Zivilgesell- 
schaft einen zivilen, friedlichen, deliberativen Ent- 
scheidungsfindungs- und Interessenausgleichspro- 
zefs. Doch ist daran zu erinnern, daß schon Gramsci, 
auf den das Konzept der Zivilgesellschaft (societä 
civile) zurückgeht, auf den aggressiven, durchaus 
militärischen Aspekt der Zivilgesellschaft hingewie- 
sen hat, der den demokratischen ergänzt. Gramsci 
entwickelte den Begriff der Zivilgesellschaft, um eine 
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neue Form bürgerlicher Herrschaft zu charakterisie- 
ren. Mit Zivilgesellschaft wollte er nämlich auf die 
vielfältigen privaten Initiativen hinweisen, mit denen 
das Bürgertum nach dem Ersten Weltkrieg in Italien, 
bedroht durch die Rätebewegung, für die Aufrechter- 
haltung seiner Herrschaft kämpfte (zum Beispiel 
durch Schaffung von bewaffneten Banden). Aus der 
internationalen Zivilgesellschaft entwickelt sich auch 
heute eine Initiative und Bereitschaft zur Anwendung 
von Gewalt. Dies läßt sich an den vielfachen Plädoy- 
ers von Schriftstellern für die Bombardements der 
NATO feststellen. Dabei handelt es sich vordergrün- 
dig nicht um militaristische Argumente. Allerdings 
wird dem moralischen Argument eine Bedeutung 
verliehen, die es plausibel erscheinen läßt, daß in sei- 
nem Namen getötet wird, während das im Namen 
von Interessen nicht als legitim gilt. So kann eine 
Abspaltung der materiellen Interessen der führenden 
NATO-Staaten von der von ihnen in Anspruch ge- 
nommenen Moral vorgenommen werden. Die Hoff- 
nung soll darin liegen, daß gleichsam hinter dem 
Rücken der Politiker und Militärs der NATO, die alle 


den Krieg nicht wollen - eine Weisheit, die sich schon 
bei Clausewitz ausgeführt findet: der Krieg dient 
immer dem Frieden - sich die Vernunft durchsetzt 
und zu einem weiteren Verrechtlichungsschub 
beiträgt, mit dem die Gewalt auf einem höheren 
Niveau wieder zivilisiert wird. Die Bombardements 
seien allein dann moralisch gerechtfertigt, wenn sie 
eng mit dem Ziel der Weltbürgergesellschaft verbun- 
den bleiben. Wie so oft heiligt auch hier der Zweck die 
Mittel - und wo gehobelt wird, fallen Späne. Aber ist 
es menschenrechtlich zu rechtfertigen, wenn den Ver- 
triebenen und Flüchtlingen schließlich doch nicht 
geholfen wird und die serbische Bevölkerung aufs 
Schlimmste terrorisiert wird und ihre Lebensperspek- 
tiven verliert? Die Intellektuellen, die Akteure der 
Zivilgesellschaft, treten in ein neues Verhältnis zu 
Herrschaft und Macht ein und versuchen, die Ent- 
scheidungsträger dadurch zu lenken, daß sie ihnen 
die richtigen, menschenrechtlichen Formeln ansin- 
nen. Auf diese Weise glauben sie, immer noch kriti- 
sche Subjekte zu sein, die den politischen Prozeß auf 
Distanz abwägend zu beurteilen vermögen. 


Mas verbindet 
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CELIEIT @ sera: 


Die neue Kunst zu regieren 


Doch die innere Zerrissenheit der Intellektuellen, 
gegen den interessengeleiteten, aber für den morali- 
schen Krieg zu sein, trifft sich mit der zerrissenen Hal- 
tung der Politiker, die ihre Kriegsführungspolitik als 
Ergebnis eines moralischen Dilemmas präsentieren 
und damit eine neue Form der moderierenden Regie- 
rungskunst ausarbeiten: man will den Krieg nicht, 
aber man muß ihn führen, weil er das kleinere von 
zwei Übeln ist. Nüchtern und hart wird wie so oft 
eben für die Seite der Macht entschieden, die sich seit 
Jimmy Carter und der Trilateralen Kommission die 
Form des Eintretens für die Menschenrechte gibt. In 
Deutschland führt die Inanspruchnahme der Men- 
schenrechte zu einer Neubestimmung der internatio- 
nalen Position und zu einer entschiedenen Moralisie- 
rung der Politik, die einhergeht mit einer Um- 
schreibung der Geschichte. Auch wenn die für die 
Kriegsführung verantwortlichen Politiker schnell 
wieder davon abgekommen sind, die Situation im 
Kosovo mit den Deportationen während des Zweiten 


‚mil diesem 
Düsenflugzeug... 


Weltkriegs und mit Auschwitz gleichzusetzen, so 
wird das Argument in einer schwächeren Version 
durchaus aufrechterhalten: Deutschland müsse die 
Freiheit, die es selbst erhalten habe, an andere weiter- 
geben und dafür im Zweifelsfalle auch militärisch 
einstehen. Der deutsche Sonderweg - eine historisch 
immer fragwürdige Konstruktion - gilt nun als been- 
det. Dies ist gar nicht falsch. Ergab sich der deutsche 
Expansionismus aus der Konkurrenz zu den großen 
Kolonialmächten Frankreich und England, so hat 
Deutschland dazu gelernt und nimmt nun teil an 
einer neuen Form von Hegemonialpolitik, die sich 
weltweit Märkte, Arbeitskräfte und Ressourcen 
unterwirft. Indem innenpolitisch die Schwelle zur 
Kriegsführung gesenkt wird -— was wahrscheinlich 
kaum eine andere als die rot-grüne Regierung mora- 
lisch so glaubwürdig bewirken kann -, wird das öko- 
nomisch starke Deutschland quasi automatisch in 
kurzer Zeit neben und in Kooperation mit den USA 
zur zweitstärksten Militärmacht der Erde. 

Die Formel, aus Auschwitz gelernt zu haben und 
nun anderen Völkern die Freiheit zu bringen, ist revi- 


und mit diesem 
neuen Kernkraftwerk? 
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sionistisch, denn am Ende gibt sie dem rassistischen 
Massenmord doch noch den guten Sinn, daß Deutsch- 
land die Rolle des Mahners und Erziehers mit mi- 
litärischen Mitteln einnehmen darf, weil es aus seiner 
Geschichte gelernt habe. Dies erlaubt schließlich die 
historische Verdrehung, daß sich Deutschland gerade 
gegenüber einem Land als Freiheitsverkünder auf- 
spielt, das es schon einmal mit expansionistischen 
und rassistischen Motiven terrorisiert hat und dessen 
Bevölkerung den vielleicht entschiedensten Wider- 
stand gegen die deutsche Besatzung leistete. Das Ziel 
der Wehrmacht war es, den Lebensraum im Osten 
von Juden und Slawen freizumachen. Der Antislawis- 
mus und allgemeine Rassismus ist in der Bundesre- 
publik kaum einmal zum Gegenstand der sogenann- 
ten Aufarbeitung der Vergangenheit geworden. 

In England knüpft New Labour zur Rechtfertigung 
des Krieges an den kolonialistischen Diskurs von der 
Bürde des weißen Mannes an. So wie damals Zivilisa- 
tion werden heute Freiheit und Menschenrechte ver- 
breitet. In Deutschland wird analog dazu die Formel 
verwendet, aus den eigenen Verbrechen gelernt zu 
haben. Die hegemoniale Anmaßung ist dieselbe. 
Denn weltweit soll den Menschen vorgeschrieben 
werden, wie sie freiheitlich zusammenleben sollen. 
Keine Zweifel, das Leben unter dem autoritär-natio- 
nalistischen Regime Milosevic' ist nicht frei. Aber 
auch die über den Militärapparat der NATO verfü- 
genden Machtgruppen werden kaum zulassen, daß es 
zu selbstbestimmten Formen des Zusammenlebens 
kommt. Im Namen von Freiheit und Demokratie 
haben die USA Diktaturen wie die von Pinochet un- 
terstützt, sie haben Pol Pot, die Taliban und Saddam 
Hussein finanziert und ausgerüstet; und sie verfech- 
ten eine weltweite Liberalisierung, die die Mehrheit 
der Menschen ihrer Freiheit und ihrer Menschen- 
rechte auf Ernährung, Bildung und Lebenschancen 
beraubt oder zu berauben droht. Jugoslawien zer- 
stören, es neu aufbauen und seine Bevölkerung umer- 
ziehen — wenn es Daniel Goldhagen sagt, klingt es 
vielleicht nicht so wie bei Pol Pot, aber präsentiert das 
deutsche Modell auf absurde Weise erfolgreich, näm- 
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lich so, wie es die Rechte immer gesehen hat. Daß 
jedoch die innere Demokratisierung Deutschlands 
gegen den hinhaltenden Widerstand von in den anti- 
kommunistischen Konsens integrierten gesellschatftli- 
chen Gruppen durchgesetzt werden mußte und natio- 
nalistische und rassistische Traditionen bis auf den 
heutigen Tag fortleben, die nicht zuletzt froh sind 
darüber, nun an der Seite der ehemaligen Feinde zu 
kämpfen, bleibt dabei außer acht. 

Die Gefahr der von der rot-grünen Regierung ver- 
folgten Kriegspolitik besteht darin, daß sie die Ratio- 
nalitätsansprüche in der deutschen Gesellschaft deut- 
lich senkt. Dies beginnt mit den Uneindeutigkeiten 
um die Verhandlungen in Rambouillet. Denn es 
drängt sich der Eindruck auf, daß hier die jugoslawi- 
sche Regierung systematisch in die Situation gebracht 
wurde, ihre Unterschrift nicht geben zu können unter 
einen Vertrag, der faktisch zur Besetzung des Landes 
durch die NATO und einer Abtrennung des Kosovo 
geführt hätte. Die Begründungen der Bombardements 
erweisen sich als fadenscheinig, wenn behauptet 
wird, es gehe um den Schutz von Menschen und die 
Angriffe richteten sich gegen Milosevic und seinen 
Herrschaftsapparat - während doch gleichzeitig zahl- 
reiche zivile Opfer zu beklagen sind, die Infrastruktur 
Jugoslawiens zerstört wird und erhebliche ökologi- 
sche Verwüstungen in Kauf genommen werden. Es 
handelt sich um ein atavistisches, tribalistisches 
Kriegsmodell, die das ganze, völkisch aufgefaßte 
Volk der »Serben« mit seinem Herrscher identifiziert 
und entsprechend straft. Durch die Zerstörung des 
Landes und der Menschen will man diesen treffen 
und zum Einlenken zwingen. Seine Souveränität 
bleibt gleichsam gewahrt, die Menschen hingegen 
werden traumatisiert und zerstört. Die Personalisie- 
rung und Ethnisierung des Feindbildes läßt die Ab- 
lehnung des Nationalismus durch serbische Oppo- 
sitionelle ebensowenig mehr erkennen wie die Tat- 
sache, daß es auch in Serbien einen Unterschied zwi- 
schen Herrschenden und Beherrschten gibt. Die 
Zerstörung der Infrastruktur trifft die materiellen Le- 
bensbedingungen von einfachen Menschen, von Ar- 
beitern, Kranken, Kindern. 

Ein Moment der neuen Regierungskunst ist die 
Selbstpräsentation der Politiker, die sich in einer tra- 
gischen Situation sehen, Krieg führen zu müssen, um 
den Völkermord zu verhindern. Der Hintergrund der 
neuen sozialen Bewegungen und die Medien erzeu- 
gen den Effekt einer intimen Nähe zum Außenmini- 
Ster und den Appell: Stell’ Dir vor, Du wärst an Josch- 
kas Stelle - wie würdest denn Du handeln? Es wird 
eine Virtuosität der Rollenübernahme und des Per- 
spektivenwechsels unterstellt und abgesehen von der 
Macht einer solchen politischen Position, die eben 
nicht von denen eingenommen werden könnte, die 
nicht so zu handeln bereit wären. 


Passivierung der Öffentlichkeit - 


Abschied vom sozial-ökologischen 
New Deal 


He die propagandistische Rhetorik und Manipula- 
Ion verringert die Rationalität. In der Presse wird 


alles mögliche Kritische gesagt, aber gleichsam 
zusammenhang- und folgenlos. Die Regierung han- 
delt jenseits der Öffentlichkeit; nicht einmal, daß 
Krieg ist, nicht einmal, daß die NATO sich zukünftig 
das Recht auf Selbstmandatierung, also das Ius belli, 
vorbehält, mag sie zugeben. Während in den Analy- 
sen des Bundesverteidigungsministeriums nüchtern 
von serbischen Polizeiaktionen gegen UCK-Kämpfer 
gesprochen wird, stellt Minister Scharping dieselben 
Vorgänge der Presse als Massaker dar. Es ist eine 
Gewöhnung ans Unlogische: jede Untat der serbi- 
schen Polizei und des Militärs, die doch durch den 
Krieg eigentlich hätte verhindert werden sollen, 
wird zum Anlaß weiterer und noch schärferer Bom- 
bardements. Das Motiv der Bestrafung und Rache 
dominiert allmählich über die menschenrechtlichen 
Argumente: die Serben sollen spüren, was den Koso- 
varen angetan wird - so als seien serbische Men- 
schen weniger schützenswert. Die rot-grüne Regie- 
rung verwendet das Instrument des Krieges eben 
nicht rational und realpolitisch, sondern moralisch 
und überläßt sich deswegen seiner Logik, die eben 
die ist, die Feindschaft zu intensivieren. 

Die neue Regierungskunst zielt darauf, die deut- 
sche Öffentlichkeit abzuschleifen und sie langfristig 
zu passivieren. Ähnlich wie in den USA wird es auch 
in Deutschland zu einer Professionalisierung des 
Krieges kommen; auch hier sprechen Soldaten mitt- 
lerweile davon, daß sie ihren Job gut erledigen. Das 
zivile und das militärische Leben werden parallel 
nebeneinander hergehen. Es wird nicht mehr der 
Krieg der großen Massen sein wie im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg. Der Krieg als normalisierter 
technischer Beruf kann tagtäglich, wie jetzt schon 
mit den Bombardements im Irak, ausgeübt werden. 

Der Konflikt über den Balkankrieg ist letztlich ein 
Konflikt darüber, ob am Ende der Ritt auf dem Tiger 
NATO doch noch dem guten Zweck dient oder ob 
Anpassung und Unterwerfung droht, daß also den 
Kosovaren nicht geholfen ist, aber auch weiterrei- 
chende Ziele der Grünen und Linken Schaden ge- 
nommen haben werden. Die Bilanz für die grünen 
und linken Kriegsbefürworter ist negativ. Die Grü- 
nen an der Regierung tragen nicht dazu dabei, die 
Arkana der Politik der öffentlichen Diskussion zu- 
gänglich zu machen. Die Manipulation der Öffent- 
lichkeit wird im Gegenteil verstärkt fortgesetzt. Die 
Ziele der Linken und der Grünen werden nicht mehr 
verfolgt. Die politische Rationalität wird ge- 
schwächt. Wie in der SPD, so zeigt der Vorgang, wer- 
den rationale politische Diskussionen um Pro- 
gramme und Ziele um des bloßen Machterhalts und 
der Staatsraison entwertet. Dies gilt einseitig als 
Fähigkeit, politisch zu handeln. Die Entwicklung 
läßt ein postfordistisches Herrschaftsprojekt erken- 
nen, an dem die Grünen zwar beteiligt sind, jedoch 
ıım den Preis, nicht mehr für einen sozial-Ökologi- 
schen Kompromiß einzutreten. 


Alex Demirovic 
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Antikriegs- 


bewegung in 


Jugoslawie 


Ja, es gab und gibt sie: die Friedensbewegung in Jugos- 
lawien! Die authentische Antikriegsbewegung im ehe- 
maligen Jugoslawien wurde vom Staat weder finanzi- 
ell noch sonstwie unterstützt. In den jugoslawischen 
Medien wurde kaum einmal über sie berichtet. 

Im Juli 1991 begann sie in Sarajevo mit einem Frie- 
denskonzert, an dem 300000 Menschen teilnahmen. 
Zu Beginn des Jugoslawien-Krieges war in Bosnien- 
Herzegowina die Antikriegsbewegung sehr stark. 
Hunderttausenden war bewußt, welche Tragödie ein 
beginnender Krieg in Jugoslawien mit sich bringen 
würde. 

Im September 1991 kam es zu einer europäischen 
Friedenskarawane durch Jugoslawien, organisiert 
vom »Helsinki Bürgerkomitee«. Es sollten Kontakte 
zwischen den BürgerInnen Europas und Jugosla- 
wiens hergestellt werden und Alternativen zum Krieg 
entwickelt werden. Diese Friedenskarawane begann 
in Triest mit 400 Personen und reiste durch Lubljana, 
Zagreb, Subotika, Novi Sad, Belgrad bis nach Skopje. 
Es wurden Menschenketten mit Personen aus allen 
vier Hauptreligionen gebildet, KatholikInnen, Ortho- 
doxen, MuslimInnen und Juden/Jüdinnen. Diese 
Karawane war sehr erfolgreich, denn daran an- 
schließend wurden viele Gruppen gegründet, die bis 
heute aktiv geblieben sind, darunter die »Frauen in 
Schwarz« in Belgrad, die Zagreber Antikriegskampa- 
gne sowie verschiedene Zentren für Menschenrechte. 
Internationale Kontakte wurden hergestellt. Aus die- 
ser Zeit rühren noch immer viele Kontakte 
den FriedensaktivistInnen, die jewe 
publiken gegen ihre Regimes kämpfen. Von 13 ver- 
schiedenen Organisationen wurde ein Aufruf verfaßt, 
in dem ausgedrückt wird, es dürfe kein Me 
ben geopfert werden, egal für welche 
Ziele. Trotzdem waren die MitstreiterInnen der Frie- 
densbewegung nicht allzu zahlreich, fühlten sich oft 


als AußenseiterInnen und zweifelten an ihrer eigenen 
Kraft. 


zwischen 
ils in ihren Teilre- 
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Eine ihrer ständigen Aktionen war ein feierliches 
Anzünden von Kerzen für alle, die im Krieg ihr Leben 
verloren hatten. Das fand vom 8.10.1991 bis zum 
9.2.1992 vor dem Parlament in Belgrad statt. Zwi- 


schen 50 und 100 Menschen nahmen regelmäßig teil. 
Diese »Kerzenaktionen« führten zu weiteren Aktionen 
wie zum Beispiel der Übergabe von Petitionen für 
Miroslav Milenkovic. 

Die Geschichte von Milenkovic stellt einen drama- 
tischen Einzelfall im Widerstand dar, nämlich einen 
Fall der Kriegsdienstverweigerung. Milenkovic wurde 
einberufen und dann nach Ostslawonien an die Front 
gebracht, wo ihm eine Waffe in die Hand gedrückt 
wurde, mit der er fortan kämpfen sollte. Da es ihm 
nicht »männlich« erschien, diese Waffe abzulehnen, 
hat er sich vor der versammelten Mannschaft und vor 
den Offizieren selbst getötet. 

Die Antikriegsbewegung betreute viele Fälle von 
Fahnenflucht. In Belgrad waren es zeitweise weniger 
als 10 Prozent, die der Einberufung tatsächlich nach- 
gekommen sind. Auch anderswo in Serbien kam es zu 
diesem Nichtbefolgen der Mobilmachung. Meist 
machten das städtische junge Menschen mit Ausbil- 
dung oder Kontakt zum Westen. Auf dem Lande be- 
deutete eine Nichtbefolgung immer noch eine Verlet- 
zung der pafriotischen Pflicht. In der jugoslawischen 
a ist zwar garantiert, daß der Wehrdienst 
aus Gewissensgründen abgelehnt werden kann. Der 
theoretisch vorgesehene Zivildienst dauert An, 
pelt so lang. Und die Verweigerung aus religiösen 
Gründen wird kaum anerkannt. Dafür wird man 
einem Militärgericht zu einer Haftstrafe verurteilt. a 
her sind 300000 städtische Jugendliche der Zwangs 
mobilisierung entgangen, indem sie das Land verlas- 
sen haben. Aber damit haben sie ihre Rechte auf 
Rückkehr, auch auf ein Erbe verwirkt. 

Eine weitere Kampagne der Friedensbeweguns 
war später die Forderung, daß kein junger Mann Rn 
einen Einsatz außerhalb der Bundesrepublik Jugosla- 
wien (Serbien & Montenegro) rekrutiert werden dürfe. 
Es wurden fast 80000 Unterschriften für eine Parla- 
mentsdebatte über diese Frage gesammelt. Obwohl m 
Prinzip 100000 Unterschriften nötig gewesen wären, 
wäre wahrscheinlich auch dies für die Regierung kein 
Grund gewesen, diese sogenannten »Einberufungen 
zu Wehrübungen« (damit waren Kriegseinsätze IN 
Bosnien, Herzegowina und Kroatien gemeint) einzu“ 


stellen. Aber diese Kampagne hatte doch einen gewis- 
sen Einfluß auf die öffentliche Meinung. 

Als die Überfälle und Bombardierungen von Sara- 
jevo waren, wurde in Belgrad von der »Organisation 


des Widerstands der Bürger« mit einem schwarzen 
Trauerflor dagegen demonstriert. Daran nahmen 
100000 Menschen teil. Es war eine der stärksten und 
größten Demonstrationen gegen den Krieg. Daneben 
gab es aber auch Rockkonzerte unter dem Motto 
»Rechnet nicht mit uns!« oder pädagogische Projekte 


Telefone selbstorganisiert. Auch die Gewerkschaft 
»Frieden, Brot und Demokratie« gehört zur Anti- 
kriegsbewegung. Sie versucht durch ArbeiterInnenbil- 
dung gegen die Propaganda der Machthaber vorzuge- 
hen und dem'Gerede über »nationale Interessen« und 
die »Gräber der Vorfahren« etwas entgegenzusetzen. 
Bis heute hat sich die unabhängige Gewerkschaft zu 
einer wahren Massenorganisation entwickelt und 
scheint ein wichtiger Pfeiler für den Aufbau einer poli- 
tischen Alternative zu werden. Sie kann das Regime 


vom »Zentrum für Antikriegsaktionen«, wie zum Bei- 
spiel eine wissenschaftliche Analyse der Schulbücher, 
bei der untersucht wurde, inwieweit die Schulbücher 
patriarchalischen und chauvinistischen Inhalts sind. 
Es ging auch um Konfliktlösung oder die Weiterbil- 
dung von GrundschullehrerInnen in den Themenbe- 
reichen Toleranz und Vertrauensbildung. 

Seit Beginn des Krieges bis zum heutigen Tage orga- 
nisieren die Belgrader »Frauen in Schwarz« stille Pro- 
teste gegen Krieg, ethnische Säuberungen und die Ver- 
letzung von Menschenrechten. Lange Zeit trafen sie 
sich wöchentlich auf offener Straße. Gegenwärtig ver- 
suchen sie im Geheimen, Deserteuren bei der Flucht zu 
helfen. Der »Belgrader Kreis«, eine weitere Antikriegs- 
gruppe, organisiert jeden Sonntagabend Treffen kriti- 
scher Intellektueller zu ihrer Verantwortung für den 
Krieg. Auch er ist bis heute sehr aktiv und bringt 
Bücher und Zeitschriften heraus. SOS-Telefone gibt es 
für die Opfer eth- 
nischer und rassi- 
stischer Gewalt, 
ebenso einen SOS- 
Dienst für Frauen, 
Kinder und Opfer 
familiärer Gewalt 
sowie rechtliche 
und psychologi- 
sche Hilfe für die 
Bedrohten. Der 
Staat ist offensicht- 
lich nicht daran in- 
teressiert, sich mit 
dieser Gewaltpro- 
blematik auseinan- 
derzusetzen. Auch 
in kleineren Städ- 
ten wie Leskovac 
und Nis, in abgele- 
generen Regionen 
von Montenegro 
und Serbien, in pa- 
triarchalischen, 
ländlichen Gebie- 
ten waren solche 


durchaus in die Zwickmühle bringen. 

Der StudentInnenprotest im Sommer 1992 war im 
Unterschied zu späteren StudentInnenunruhen ein 
reiner Antikriegsprotest, eindeutig antimilitaristisch. 
Die StudentInnen haben für Toleranz und internatio- 
nalen Dialog geworben. 

Die Antikriegsbewegung wurde auch von enga- 
gierten KünstlerInnen unterstützt. Dabei möchte ich 
die Gruppe »Magnet« besonders hervorheben. Mit 
Performances provozierte sie die Öffentlichkeit und 
wurde deswegen von der Polizei verfolgt. 


Teodora Tabacki 
(Frauen in Schwarz, Belgrad) 


Übersetzung: Christoph Rolle. Entnommen aus der Beilage zur gras- 
wurzelrevolution (April 1999). Danke. 
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Nachrichten 
aus Budapest 


Liebe FreundInnen, 


Budapest ist zu einem Treffpunkt und Ziel für viele 
unserer FreundInnen, FriedensaktivistInnen, unab- 
hängigen JournalistInnen, Menschenrechtsanwäiltln- 
nen, prominenten Oppositionellen, aber auch ge- 
wöhnlichen Menschen geworden, die aus Belgrad 
und anderen Orten Serbiens fliehen. Leider muß ich 
anmerken, dafs nur diejenigen, die Geld und Bezie- 
hungen haben, das Land verlassen konnten, wie es in 
ähnlichen Situationen immer geschieht. In den ver- 
gangenen Tagen habe ich ihre Berichte voller Angst 
und Sorge über ihre eigene Zukunft und die des Lan- 
des gehört. Es spiegelt nur einen Teil der Ereignisse 
wieder, da ich keine Ausagen direkt aus dem Kosovo 
erhalten konnte. 

Wie Ihr alle wißt, wurden viele unabhängige Me- 
dien sofort geschlossen und ihr Vermögen beschlag- 
nahmt. Die verbleibenden stehen unter direkter oder 
indirekter Kontrolle des Staates. Eine andere Quelle 


ist die Web-Seite der Demokratischen Partei, auf der 
sich die Informationen befinden, die sie von Mitglie- 
dern und aus anderen Quellen erhalten. Es ist ihre 
einzige Aktivität und im Grunde die einzig mögliche. 
Die Leute sind folglich sehr uninformiert und in stän- 
diger Furcht vor allem. Sie wissen kaum etwas über 
die Ereignisse im Kosovo. Die staatlichen Medien tra- 
gen zur Verbreitung von Furcht bei, und in den Luft- 
schutzkellern kommt dann alles an die Oberfläche. 
Dort verbreiten sich leicht Gerüchte über Giftgas und 
radioaktive Substanzen. Das ist der Grund, warum 
viele unserer FreundInnen, die nüchtern zu bleiben 
versuchen, vermeiden, in die Schutzräume zu gehen. 

Die Menschen fürchten, die verbleibenden Brük- 
ken zu überschreiten. Nur wenige tun dies am Tage 
und so gut wie keiner in der Nacht. Es gibt noch 
Lebensmittel, aber keine Zigaretten. Die größte Be- 


8. April 1999 


sorgnis gibt es offensichtlich in Novi Sad, das durch 
die Zerstörung aller Brücken in zwei Teile getrennt 
wurde. Alle Brücken nach Kroatien wurden zerstört, 
die Situation für die verbleibenden SerbInnen in der 
Gegend von Vukovar (Kroatien) wird härter. 

Es ist kein Wunder, daß sich in dieser Situation 
viele ehemalige Oppositionelle zu Milosevic und sei- 
ner Regierung wenden. Die gleichen Menschen, die 
vor nur wenigen Jahren geschlagen und inhaftiert 
wurden, weil sie amerikanische Flaggen getragen hat- 
ten, verbrennen diese nun. Es gibt Geschichten von 
spontaner Gewalt und Angriffen auf albanische Ge- 
schäfte, Intoleranz gegenüber Roma usw. Die Homo- 
genisierung, Fremdenfeindlichkeit und das nationali- 
stische Denken ist überall präsent. Für diejenigen von 
Euch, die sich erinnern: das war während des Krieges 
in Kroatien und Bosnien nicht der Fall. 

Die Kommunikation und wechselseitige Unterstüt- 


zung ist der einzige Weg aus der überwältigenden 
Hysterie. Aus diesem Grund ist das Wichtigste ein 
funktionierendes Internet. Viele Server arbeiten nicht, 
und die noch verbliebenen funktionieren sehr schwie- 
rig und langsam. Die Aktiven der nichtstaatlichen 
Organisationen setzen auch ihre Aktivitäten durch 
die Kommunikation mit den FreundInnen im Kosovo 
fort, wo die Situation bei weitem am Tragischsten ist 
- und unter sich selbst - um Informationen auszutau- 
schen, Ratschläge und Energie zu bekommen. Es ist 
bewundernswert, daß diese Aktivitäten fortgesetzt 
werden und daß sie sich treffen und diskutieren, wie 
man sich auf die neuen Umstände einstellen kann. 
Unter diesen Umständen entschieden sich viele zur 
Flucht, schlossen sich den tausenden von Oppositio- 
nellen des Regimes von Milosevic an, die in den ver- 
gangenen angespannten Jahren flohen, was weiter 


Frauen 
in Schwarz 


Seit 1991 protestiert Frauen in Schwarz 
in Belgrad öffentlich gegen Krieg, Na- 
tionalismus und die Verletzung von 
Menschenrechten. Die Organisation ver- 
steht sich als antimilitaristische, antına- 
tionalistische und feministische Organi- 
sation. Sie unterstützt zudem alle'Deser- 
teure, »egal, welcher Volksgruppe sie 
angehören und welches die Armee'war, 
in deren. Dienst sie gepreßt oder zum 
Kampf gezwungen worden waren: 
Denn jede Armee, auch die sogenannte 
»Volksbefreiungsbewegungs entwickelt 
sich zu einer Elite, deren Hauptanliegen 
es ist, Macht und Privilegien für sich zu 
erringen und sie zu verteidigen. Wir 
haben die Deserteure immer als unsere 
Verbündeten angesehen« (Stasa Zajo- 
vic). In der Organisation arbeiten sowohl 
Frauen als auch’ Männer. 


Ein Haus für Deserteure 


Seit der Eskalation des Krieges in JugoS- 
lawien sind tausende von Menschen in 
die’ angrenzenden Länder geflohen, 
auch Ungarn. Unter ihnen sind auch 
viele, die sich dem Kriegsdienst entzogen 
haben oder desertiert sind. Die Strafan- 
drohungen wurden erhöht und Militär- 
gerichte eingerichtet. Es wird berichtet, 
daß hunderte inhaftiert sind und die 
ersten zu fünf Jahren Haft verurteilt 
wurden. Die Grenze ist für alle Männer 
zwischen 18 und 60 geschlossen. 

Neben den Bemühungen, den Krieg 
zu beenden, ist es gleichermaßen wich- 
tig, allen'Deserteuren und Militärdien- 
stentziehern; serbischen, albanischen 
u.a., Schutz zu geben. Sie brauchen Asyl. 

Um ein Netzwerk aufzubauen, wei- 
tere Projekte zu initiieren und den 
Deserteuren zu helfen, werden wir in 
Budapest ein »Haus für Deserteure« ein- 
richten. Dafür bitten wir um Eure Unter- 


stützung. 


Spenden für das »Haus für Deserteure« 
werden erbeten auf 


Konto 7085703 bei Connection e.V., 
Stichwort »Haus für Deserteure«, Bank 
für Sozialwirtschaft, BLZ 37020500 


jede Chance des Strebens nach Veränderung vermin- 
dert. Für viele waren die NATO-Bombardements der 
letzte Schlag gegen die Möglichkeit einer Demokrati- 
sierung in Serbien. Nicht ein Wort davon ist in den 
»westlichen« Medien zu hören. 

Im Moment sind mir keine Berichte über direkte 
Schikanen und Druck auf einzelne Oppositionelle des 
Regimes bekannt, abgesehen davon, daß einige Leute 
von der Polizei vorgeladen wurden. Die Bomben und 
die generelle Atmosphäre sind effektiv genug. Es gibt 
auch keine Berichte über die Anwendung extremer 
Kriegsmaßsnahmen gegen Militärdienstentziehung 
und Desertion. Dennoch haben viele Männer Angst 
und verstecken sich. 


Mit der Verstärkung der NATO-Bombardements ver- 
schwindet jede Hoffnung auf eine Lösung des Ko- 
sovo-Problems, für die Demokratisierung in Serbien, 
für Stabilität und Wohlstand auf dem Balkan. 


Zur Sicherheit des Autors/der Autorin wurde der Text ano- 
nymisiert. (Übersetzung: Rudi Friedrich) 


Für die freundliche Genehmigung der drei Texte: Dank an Connec- 
tıon e.V., Offenbach. 
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Besonders neu ist dieser Traum nun wirklich nicht: 
Für ein Europa ohne Grenzen gingen Jugendliche 
schon in den Fünfziger Jahren auf die Straße. Ein Eu- 
ropa aber, in dem nicht nur die Schlagbäume an den 
Binnengrenzen der Schengenländer fallen, sondern in 
dem das Recht auf Freizügigkeit für alle Menschen 
gilt, erscheint mittlerweile unwirklicher denn je. Die 
Grenzgegner von heute machen auch gar keinen Hehl 
daraus, daß sie sich selbst für Träumer halten: »Wir 
sind die Gespenster, die nach wie vor Europa hinter- 
herjagen«, hieß es in einem Aufruf, der seit Wochen 
unter dem Titel »Von Skandinavien nach Albanien« 
im Internet zZirkulierte. 

Kurz nach Schluß der offiziellen Feierlichkeiten 
zum 50. Jahrestag der Erklärung der Menschenrechte 
und während sich in Wien die Regierungschefs der EU 
versammelten, haben in der vergangenen Freitagnacht 
knapp 400 Bürgerrechtsaktivisten aus mehreren Städ- 
ten Italiens sowie verschiedenen Ländern Europas den 
»Intercity Night« von Mailand nach Brindisi besetzt. 
Aufgerufen hatten die »Centri Sociali«, eine Jugendbe- 
wegung, die seit Mitte der 80er Jahre für selbstverwal- 
tete Räume in Italiens Städten kämpft. »Zug der Träu- 
mer« nannten sie ihre Unternehmung: Ohne den 
Fahrpreis zu zahlen und ohne dabei auf nennenswerte 
Gegenwehr zu stoßen, kamen die Aktivisten nach 
einer zwölfstündigen Zugfahrt in Apulien an, um von 
dort über den Kanal von Otranto in die albanischen 
Hafenstadt Vlore überzusetzen. 

Träume gehen schließlich oft die umgekehrten 
Wege. Anstelle der aus den Fernsehbildern bekannten, 
mit Flüchtlingen überladenen Schiffe, die die gefährli- 
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che Überfahrt auf illegalem Weg riskieren, charterten 
die Träumer bei einer Reederei die Autofähre »Illyrus« 
und starteten die Reise in die entgegengesetzte Rich- 
tung. »Traghetto della cittadinanza universale«, Schiff 
der Weltbürgerschaft wurde das Boot getauft und 
gemeint sind damit gleiche Rechte für alle, egal aus 
welchem Land sie kommen. Um sich schon einmal 
vorzustellen, was eine solche Weltbürgerschaft be- 
deuten könnte, gelang es den Italienern, mit einigem 
Verhandlungsgeschick zumindest an diesem Wochen- 
ende alle Grenzkontrollen zu passieren, ohne je Rei- 
sepässe vorzuzeigen. Mit dem »Pakt von Valona«, wie 
Vlore auf italienisch heißt, soll dies nun auch Flücht- 
lingen und Migranten ermöglicht werden: Angekün- 
digt wurde der Aufbau eines Informationszentrums in 
der albanischen Hafenstadt, um die Einreise in die 
Europäische Union zu erleichtern. 

Was auf den ersten Blick bloß dreist wirkt, zielt 
schließlich gegen absurde Wirklichkeit eines geteilten 
Europas und mitten ins Herz der Schengener Ver- 
träge. Deren restriktive Einreisebestimmungen haben 
Europa einmal mehr gespalten. Wo noch bis vor 
kurzem der »Eiserne Vorhang« verlief, haben einzig 
die Betreiber des Grenzregimes gewechselt. Im Mittel- 
meerraum jedoch haben die Schengener Bestimmun- 
gen eine erheblich größere Brisanz: 

Zwischen Ländern, die noch vor kurzem oder end- 
lich wieder Nachbar- oder Anrainerstaaten sind, wur- 
den plötzlich Grenzen gezogen, die über Jahrhunderte 
hinweg gewachsene kulturelle und ökonomische 
Wechselbeziehungen von einem Stichtag auf den 
anderen kappten. 

»Keine Mauer mitten im Meer!« stand in albani- 
scher und italienischer Sprache auf Transparenten, die 
längs der Sprossenwände in der Turnhalle von Vlore 
aufgespannt waren. Nach achtstündiger Schiffahrt 
waren die Aktivisten mit dem Einbruch der Dunkel- 
heit in Albanien gelandet, wo bereits seit Stunden 
Hunderte von Menschen mit Blumen in den Händen 
auf das Eintreffen des Schiffes warteten. Straßenbe- 
leuchtung gibt es in Vlore nicht und nachts ist die 
Angst vor den bewaffneten Banden, die die 160 000- 
Einwohner-Stadt regieren, groß. Ein umso eindrucks- 
volleres Symbol war der Fackelzug, der sich die lange 
Mole hinunter zum Sportzentrum auf den Weg 
machte. An der Spitze ging der Bürgermeister von 
Vlore, begleitet von Abgesandten der Stadtverwaltun- 
gen von Venedig und von Monopoli, einer apulischen 
Küstenstadt, deren Einwohnerschaft sich seit Jahren 
vorbildhaft um die Aufnahme albanischer Flüchtlinge 
bemüht. 

Kurz vor der Küste hatte ein Boot neben OSZE-Ver- 
tretern bereits den albanischen Kultusminister Edi 


Rama an Bord der Fähre gebracht. Er ist ein weit über 
die Grenzen Albaniens hinaus bekannter bildender 
Künstler, war seinerzeit der erste, der Öffentlich gegen 
die Hodsha-Diktatur protestierte und auch früh gegen 
Berisha mobil machte. Bei der feierlichen Begrüßung 
der »inoffiziellen Botschafter Italiens« sagte Rama: »Es 
geht um das Recht, dahinzugehen, wo wir wollen, so 
oft wir wollen und solange wir wollen - ohne dabei als 
Kriminelle oder Diebe diffamiert zu werden.« Und der 
Rapper von »Assalti Frontali« schlug unter tosendem 
Applaus vor: »Leute, kommt nach Rom, aber laßt euch 
unterwegs nicht erwischen!« 

Kanal von Otranto wird die Meerenge zwischen 
Albanien und Apulien genannt. Seit dem Beitritt Itali- 
ens Ende 1997 ist dieser Teil der Adria die Achilles- 
ferse der Schengenländer und seit dem 28. März ver- 
gangenen Jahres ein Massengrab: 81 Menschen kamen 
bei dem Schiffsunglück um, als ein Boot der italieni- 
schen Marine ein albanisches Flüchtlingsschiff ver- 
senkte, vierzig Leichname hat das Meer nie wieder 
zurückgegeben. Die Hinterbliebenen der Opfer haben 
sich in Komitees auf albanischer und italienischer 
Seite zusammengeschlossen und Aferdita Bani, die 
Präsidentin der Vereinigung, schleuderte am Nach- 
mittag ihre Frage wieder und wieder gegen die Fluten: 

»Wer hat unsere Kinder getötet?« Zum Gedenken 
an die Opfer des Schiffsbruchs und die Hunderte von 
Menschenleben, die das Schengener Grenzregime in 
den vergangenen Jahren kostete, flogen in einer 
Schweigeminute zahllose Blumen in die graue Adria. 
»Unser Europa hat keine Grenzen« skandierten die 
Aktivisten danach und fügten trotzig hinzu: »Wir sind 
alle Illegale!« 

Die Erbitterung und Entschlossenheit, mit der Itali- 
ener und Albaner am Wochenende gemeinsam gegen 
die europäische Abschottungspolitik opponierten, 
fußt darauf, daß Migrationsbewegungen in Italien 
wesentlich festerer Bestandteil des politischen und 
kulturellen Alltagsbewusßtseins sind als hierzulande. 
Selbst Präsident Scalfaro sagte letzte Woche in Mel- 
bourne, einer Stadt, in der jeder zweite Einwohner 
Nachkomme italienischer Einwanderer ist: »Europa 
darf seine Türen nicht verschließen!« Aussagen, die 
sich in Deutschland kaum jemand mehr offen auszu- 
sprechen traut, und nicht nur mit einer mediterranen 
Mentalität zu erklären sind, die sich schon im Faschis- 
mus der vollständigen Umsetzung der deutschen Ras- 
segesetze entzog. \ \ 

Der Philosoph Giorgio Agamben rückte kürzlich in 
einem Interview die Logik der Internierung und Seg- 
gregation von Menschen ohne jedes Bürgerrecht in die 
Nähe zu Schutzhaft und Konzentrationslagern. Ende 
Oktober wurde in Triest dann ein ganzes Abschiebe- 


lager, hinter dessen Mauern unerträgliche Bedingun- 
gen herrschten, nach lautstarken Protesten geschlos- 
sen. In dieser Woche lief außerdem die Frist ab, inner- 
halb der sich illegale Einwanderer in Italien legali- 
sieren lassen können. Die Regierung hat vorab eine 
Quote von 38000 Personen festgelegt, für die die 
Regularisierung gelten soll, doch der Papst geht noch 
weiter. Er forderte, mit einer »Amnestie 2000« alle der 
rund 200 000 »Clandestini«, wie illegale Einwanderer 
in Italien heißen, mit ordentlichen Aufenthaltstiteln 
auszustatten. 

Daß es dahin oder gar bis zur Weltbürgerschaft 
noch ein langer Weg ist und vielerlei Auseinanderset- 
zungen geführt werden müssen, wurde den Aktivi- 
sten auf der Rückreise bewutßst. Als der griechische 
Kapitän sich aus unerfindlichen Gründen weigerte, 
drei albanische Kinder mit an Bord zu nehmen, die 
dringende medizinische Versorgung in Italien be- 
nötigten, kam es zum einzigen ernsten Zwischenfall 
der ganzen Reise: Erst nach zwei Stunden, einer klei- 
nen Schlägerei und nachdem sich einige der Passa- 
giere aus Protest über die Reling hängten, lenkte der 
Kapitän ein und ließ die Kinder einsteigen. 


Florian Schneider 


Dieser Text liegt seit Mitte Dezember 1998 auf den Internetseiten von 
kein mensch ist illegal: www.contrast.org/borders/kein 


Das Handbuch N 
menscn zur Kampagne | 
erscheint Ende | 
Juni. In prakti- 
schen Handrei- 
chungen, Be- 
richten, Reportagen, Gesprächen 
und Polemiken wird genau zwei 
Jahre nach dem Start der Kam- 
pagne auf der documenta X ein 
aktueller Zwischenstand der Aus- 
einandersetzungen vorgestellt. 


kein mensch ist illegal, ID-Verlag 
Berlin, 144 Seiten, DM 16 


30 


Aufruf zu antirassistischen Aktionen 


Grenzen sind da, um überschritten zu werden. Ihre 
Bedeutung tritt erst dann zu Tage, wenn sie verletzt 
werden. Gegen welche Formen von Übertretung der 
Staat Vorkehrungen trifft, gibt einigen Aufschluß 
über die innere Verfaßtheit der Gesellschaft. 

Alle wissen, daß es heutzutage für Geld, Waren 
und Kapital immer leichter wird, die Grenzen natio- 
nalstaatlicher Territorien zu überqueren, daß das Ver- 
breitungsgebiet von Informationen nicht mehr einge- 
grenzt werden kann und daß soziale, politische oder 
Ökonomische Widersprüche nicht mehr auf nationale 
Angelegenheiten zu reduzieren sind. 

Auch Menschen lassen sich von jeher nur schwer 
daran hindern, Grenzen zu überschreiten. 

Die Entscheidung über den Aufenthalts- 
ort in die eigene Hand zu nehmen, mag 
für die einen selbstverständlich sein, 
andere haben oft existenzielle Grün- 

de und fliehen vor Verfolgung, Aus- 
beutung und Krieg, sehen in ihrem 
Herkunftsland keine Perspektive. 
Wieder andere wollen eben gerade 
einige Zeitin einem anderen Land ver- 
bringen. 

Gleichgültig wozu und weshalb - be- 
stimmte Grenzen zu passieren, ist für die 
meisten Menschen dieser Welt heute schwerer 
denn je. Die Territorialgrenzen mancher National- 
staaten werden zur Zeit ersetzt durch neue Grenzen, 
die nicht nur als Demarkationslinien zwischen Wohl- 
stand und Armut fungieren: Mobilität und Bewe- 
gungsfreiheit sind ein Privileg, das wiederum neue 
Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse stiftet. 

Das Grenzregime besteht nicht mehr aus den her- 
kömmlichen Befestigungsanlagen. Grenzen markie- 
ren vor allem Zonen, in denen neue Kontroll- und 
Überwachungstechnologien erprobt werden. Gren- 
zen falten und verschieben sich: im Landesinneren 
und in Drittländern, Innenstädten und überregiona- 
len Verkehrswegen, Bahnhöfen, Computern und Be- 
hörden. Das ganze Land ist Grenzgebiet. Die Kontrol- 
len sind überall verdachtsunabhängig und es sind 
Gesichtskontrollen. 

Um die neuen Grenzen durchzusetzen, schürt die 
Politik ein Klima von Verunsicherung und Verrat, das 
Zustimmung zu den bevölkerungspolitischen Aus- 
und Einschlußkriterien herbeiführen soll. Grenze 
beinhaltet heute nicht nur Hochrüstung paramilitäri- 
scher Patrouillen und drakonische Strafen für Grenz- 
delikte, sondern auch Denunziationsappelle, gezieltes 
Schüren von Ressentiments und in vieler Hinsicht 


nichts anderes als Gehirnwäsche: Die einst heroisierte 
Gestalt des Fluchthelfers wird in der Eigenreklame 
der Grenzschützer umgedeutet und ist heute als 


»Schlepper« oder »Schleuser« Staatsfeind Nummer 
eins. 


Das 99er Camp ist der nächste Versuch, der Ver- 
schleierungs- und Denunziationskampagne zu wider- 
sprechen und gleichzeitig alle Menschen zu unter- 
stützen, die sich dieser Maschinerie widersetzen 
wollen oder müssen. Unsere Mittel sind Aufklärung 
und sachliche Information, aber auch taktische Expe- 
rimente, hinterhältiges Amusement und gezielte 
Irritationen. Unsere Absicht ist, wirksame 
Gegenmaßnahmen zu entfalten, die die 


Barbarei des herrschenden Grenzregimes 
nicht nur bloßstellen, sondern ihr wo immer 
möglich Einhalt gebieten. 

Der Kampf gegen Grenzen ist ein Kampf gegen 
Infrarotkameras, Plastikfesseln und Grenzschleier. 
Aber auch gegen Borniertheit, Ressentiment und Ras- 
sismus. Wir wissen, dieser Kampf ist niemals aus- 
sichtslos, und nichts kann schließlich Auskunft darü- 
ber geben, wie und wo sich die Menschen finden 
würden, wenn man sie nur ließe. 


Sabotiert das Grenzregime! 


Bereits im Sommer letzten Jahres belagerten einige 
Hundert AktivistInnen zehn Tage lang die deutsch- 
polnische Grenze bei Görlitz. Der 48-stündige Rave, 
die spektakuläre Eröffnung dreier neuer Grenzüber- 
gänge, ein Taxikonvoi, eine Demonstration in Frei- 
berg, ein »Knastbeben« am örtlichen Gefängnis und 
schließlich die komplette Besetzung des Grenzflusses 
Neisse mit Booten, SchwimmerlInnen und Schaulusti- 
5EN waren Höhepunkte der Aktionswoche. 

Daneben gab es Konzerte und Umzüge mit Sound- 
Systems, Streetball und Nachtspaziergänge, Film- 
abende, Diskussionsveranstaltungen und Spaßgue- 
rilla-Aktionen wie der triumphale Zieleinlauf des 


RPRENZCAMP 99 


im Dreiländereck BRD-Polen- Tschechien 


vom 7. bis zum 715. August 1999 


»kein mensch ist illegal«-Teams bei der zweiten 
Etappe der Sachsenrundfahrt für Radamateure. 


Das Camp 98 war aber nur der Auftakt. Vom 7. bis 
zum 15. August 1999 werden die Zelte diesmal bei 
Zittau im polnisch-tschechisch-deutschen Dreiländer- 
eck aufgeschlagen. Geplant ist ein Camp, das vor 
allem wesentlich vielfältiger werden soll: Neben den 
antirassistischen und antifaschistischen Gruppen 
beteiligen sich Polit- und MedienaktivistInnen, 
Radio- und Video-Piraten, MusikerInnen, DJs, Künst- 
lerInnen und Menschen aus allen Teilen Europas an 
der Vorbereitung und Durchführung des Grenz- 
camps. Darüber hinaus rufen antirassistische Grup- 
pen aus verschiedenen europäischen Ländern zu zeit- 


Vorfeld produktiv gemacht und nicht programma- 
tisch aufgelöst oder ausgeschlossen werden. So sind 
neben Aktionen und Konzerten eine Reihe von 
Workshops und Veranstaltungen geplant, um die in- 
haltlichen Diskussionen zu führen, für die im Alltag 
der meisten AktivistInnen keine Zeit bleibt. Wir wer- 
den neue Schwerpunkte antirassistischer Politik aus- 
loten und neue Aktionen für Herbst und Winter pla- 
nen. Gemeinsam mit TeilnehmerInnen aus osteuro- 
päischen Ländern wollen wir die Verlagerung der 
Abschottung an die Grenzen der östlichen Nachbar- 
länder diskutieren und Handlungsansätze gegen die 
in diesen Ländern auf Druck der Europäischen Union 
einsetzende Illegalisierung von Flüchtlingen und 
MigrantInnen entwickeln. 


gleichen Grenzaktionen an anderen Schengen-Aus- 


sengrenzen auf. 


Grenzen sind überkodierte Orte, und so haben auch 
praktische Interventionen im Grenzgebiet notwendi- 
gerweise einen starken symbolischen Charakter. 
Doch eröffnet sich dort zugleich ein weites Feld an 
Interventionsmöglichkeiten - von Aktionen der Kom- 
munikationsguerilla über klassische Aufklärung bis 
hin zur effektiven Störung. Wenn die Grenzsicherung 
der Behördenpropaganda zufolge vor allem in der 
gezielt geschürten Denunziationsbereitschaft breiter 
Teile der Bevölkerung besteht, heißst Sabotage am 
Grenzregime, eben diese Denunziationsbereitschaft 


zu verstören. 


Die anstehenden Landtagswahlen in Sachsen bieten 
einen weiteren Anlaß, rassistische und kriegerische 
Parteien mit Gegenstandpunkten zu konfrontieren. 
Entscheidendes Arbeits- und Funktionsprinzip des 
Camps wird gegenseitiger Respekt und das nichthier- 
archische Ineinandergreifen verschiedener Aktions- 
formen und Zugangsmöglichkeiten sein. Uneinigkei- 
ten, zum Beispiel über das Nebeneinander von 
klassischer und neuer Medienarbeit, politischen Per- 
spektiven oder analytischen Kategorien, sollen in Dis- 
kussionsrunden innerhalb des Camps oder bereits im 


Kontakt & Info: 


Grenzcamp 99 

c/o Forschungsgesellschaft Flucht und Migration 
Gneisenaustraße 2a 

10961 Berlin 


Telefon: 0172/8910825 

Fax: 06131/184892 

e-mail: grenze@ibu.de 
www.contrast.org/borders/kein 


Mailinglist: [cross-l] 
Subskribierungen bitte an: listserv@relay.crg.net 


SUBSCRIBE CROSS-L 


e-mails, Faxe und Briefe mit dem Stichwort »Grenz- 
camp« kennzeichnen! 

Es kann auch eine Dokumentation und ein Film über 
das Grenzcamp 98 bestellt werden. 
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Feaktıonen 


Der erste Kampfeinsatz der Bundeswehr markiert 
einen tiefen Einschnitt in die Geschichte der Bundes- 
republik - ganz gleich, welche Rechtfertigungen die 
Kriegspropaganda dafür bietet. Noch sind Verlauf 
und Folgen dieses Krieges nicht absehbar. Es zeichnet 
sich aber jetzt schon ab, daß in naher Zukunft weitere 
Kriege mit deutscher Beteiligung stattfinden werden. 
Was bis vor kurzem noch undenkbar schien, wird 
bald zur Normalität werden. Auch wenn sich die 
große Mehrheit der extremen Rechten aus taktischen 
Gründen und aus Antiamerikanismus verbal gegen 
diesen Krieg stellt, gehört wenig Prophetie zu der 
Prognose, daß die neue Situation ihr erheblich nutzen 
wird. Verherrlichung des Krieges, Träume von einer 
deutschen oder deutsch-dominierten europäischen 
Großmachtpolitik, Ethnopluralismus und Geopolitik 
- alle diese Konzepte gewinnen in der neuen Situation 
an Brisanz. Was bisher nur in kleinen Zirkeln gepflegt 
und diskutiert wurde, könnte schon bald breitere 
Attraktivität gewinnen. Umso wichtiger wird die kri- 
tische Beobachtung und Analyse dessen, was in der 
rechten Szene vor sich geht und in welchem Verhält- 
nis sie zur politischen »Mitte« steht. Erste Reaktionen 
auf den Krieg: 

Nach dem Beginn des Krieges der NATO gegen 
Jugoslawien ließen die ersten Stellungnahmen aus der 
rechten Szene nicht lange auf sich warten. Es gäbe eine 
Menge Gründe von Seiten der Rechten, diesen Krieg 
begeistert zu feiern. Die Kosovo-Untergrundarmee 
UCK ist ein Musterbeispiel für eine »befreiungsnatio- 
nalistische< Bewegung ohne den geringsten Bezug auf 
verhaßte Werte wie Gleichheit, Demokratie o.ä. und 
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aus dem Fechts- 
extremismus 


ohne geringste Skrupel bei der Anwendung ihrer Mit- 
tel. In der Vergangenheit mußten sich deutsche Neo- 
nazis noch als Söldner in Kroatien verdingen, um beim 
ersehnten Krieg dabei zu sein - in Zukunft dürften da 
einfachere und legale Möglichkeiten offenstehen, sich 
in Stahlgewittern als Mann zu bewähren. 

Der kriegerische Geist in der Öffentlichkeit sollte 
eigentlich von der Rechten begrüßt werden, denn er 
wird ihr mit Sicherheit zugute kommen. Der Krieg 
wird schließslich von ihnen als Ausdruck der mensch- 
lichen Natur angebetet. Auch die faktische Kaltstel- 
lung der verhaßten, als Konsequenz aus dem Sieg 
über den Faschismus gegründeten UNO und des 
‚universalistischen«< Völkerrechts sollte ganz im Sinne 
der Rechten sein. Die Nachkriegsweltordnung und 
die damit verbundenen Einschränkungen für die 
deutsche Politik wurden endgültig ad acta gelegt - 
eigentlich ein Grund für die Rechte, die Sektkorken 
knallen zu lassen. Dennoch reichte dies alles den 
‚nationalen Bürgern« nicht aus, um in der Stunde der 
Gefahr dem Vaterlande beizustehen und einen Burg- 
frieden zu schmieden. Offenbar ist der Haß auf den 
‚Hauptfeind USA« das entscheidende Motiv dafür, 
daß fast die gesamte rechte Szene seit Beginn der 
Kampfhandlungen den Jugoslawien-Krieg in schar- 
fen Worten ablehnt. Einen deutschen Krieg würde 
man bejubeln — genauer gesagt eine kriegführende 
NATO ohne USA und unter deutscher Führung. So- 
lange diese Voraussetzung nicht erfüllt ist, argumen- 
tiert man, hier handle es sich um einen Krieg für die 
Interessen der USA, die Bundesregierung sei nur de- 
ren Marionette. Liest man einige einschlägige Ver- 
lautbarungen, hat man oberflächlich betrachtet fast 
den Eindruck, man habe es mit einem radikalen Teil 
der Friedensbewegung zu tun. Dies wird sicherlich 
noch eine Rolle spielen, falls es - ähnlich wie im Golf- 
krieg doch noch zu größeren friedensbewegten Aktio- 
nen kommen sollte. Es ist zu erwarten, daß Neonazis 
versuchen werden, sich dabei zu profilieren. Bereits 
jetzt ist absehbar, daß solche Auftritte Friedensaktio- 
nen in der Öffentlichkeit diskreditieren werden. 
Nebenbei werden bereits jetzt die zu erwartenden 
Flüchtlingsströme von den Neonazis als Zielscheibe 
ins Visier genommen. 


Stefan Jacoby 


Aus den DISS-Archiv-Notizen, März 1999. Das Duisburger Institut für 
Sprach- und Sozialforschung analysiert - vom Ostpreußenblatt bis zur 
Jungen Freiheit - u.a. regelmäßig Publikationen aus dem Bereich des 
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Verwandlung von 


Über die 


»Asvylanten« in 


»Fluchtlinge« 
durch den Krieg 


und ihre kunftige 
PFRuckverwandlung 


Bei der bisher dritten und größten Vertreibungsaktion 
gegen Kosovoalbaner, die durch den schlagartig und 
hochstufig am 24. März 1999 einsetzenden Eskalati- 
onskrieg der NATO wenn nicht ausgelöst, dann auf 
jeden Fall unendlich verstärkt wurde, handelte es sich 
zunächst wiederum um klassischen »anti-subversive 
warfare«. »Operation Hufeisen«: früher in Vietnam 
hieß das »Einkreisungs- und Vernichtungsoperation« 
gegen Partisanenkräfte. Solche Operationen sind grau- 
sam und abscheulich genug, sie haben es nicht nötig, 
aus ihrem strategischen Kontext gerissen und als pure 
diabolische Brutalität »der Serben« vollends irrationa- 
lisiert zu werden. Die dritte Anti-Guerrilla-Operation 
gegen die UCK mit der parallelen Massenvertreibung 
(»dem Fisch das Wasser entziehen«) war eben bereits 
die dritte. Die erste fand im Frühsommer 1998 und die 
zweite im Herbst 1998 statt. Jedesmal zog sich die 
UCK (»der Fisch«) zusammen mit der vertriebenen 
Bevölkerung (»dem Wasser«) zurück und rückte nach 
dem »Sieg« der Antiguerrilla-Strategen mit dieser 
Bevölkerung zusammen wieder zurück an den Aus- 
gangspunkt. (Genau wie in Vietnam.) Natürlich kann 
niemand verlangen, daß deutsche Politiker und 
Medien ein Gedächtnis besitzen, das länger als der 
gestrige »Brennpunkt« zurückreicht, doch gibt es ja 
noch Zeitungen in Archiven. 

Wie titelte die Berliner Zeitung am 11. Juni 1998? 
„US-Präsident Bill Clinton zum Militärschlag im 
Kosovo bereit. Westen will ethnische Säuberungen 
verhindern. Rußland sperrt sich. Bundeskriminalamt 
warnt vor Kriminalität von Albanern in Deutschland.« 
Damals war die Begründung des Krieges noch klar 
und deutlich: »In der Bundesregierung herrscht Einig- 
keit darüber, daß sich eine Flüchtlingsbewegung wie 
beim Bosnien-Konflikt keinesfalls wiederholen dürfe. 
In Bonn wird damit gerechnet, dafs der Großteil der 
Flüchtlinge nach Deutschland kommen würde. In 


Bonn werden Sorgen wegen der Kriminalitätsrate un- 
ter Kosovo-Albanern in Deutschland geäußert.« In 
einem internen BKA-Bericht von 1997 heißt es, bei der 
Kriminalität unter Albanern in Deutschland »handelt 
es sich um ein ständig wachsendes Problem«, das ver- 
stärkt werde »durch die Aggressivität und hohe Mobi- 
lität ethnisch-albanischer Straftäter« und das »ihnen 
zur Verfügung stehende, gut ausgebaute internatio- 
nale Netzwerk.« Albanergruppen seien am Heroin- 
handel aus der Türkei beteiligt und strebten beim Dro- 
genhandel und im Rotlichtmilieu die »regionale Mo- 
nopolstellung« an. 


Man muß es vielleicht wiederholen: Diese Kosovo- 
Albaner mit der extrem hohen Kriminalitätsrate, 
diese Spitzengangster des Heroinhandels und des 
Rotlichts sind die gleichen Kosovoalbaner, für die 
unsere Tornados seit dem 24. März 1999 Belgrad zer- 
bomben und für die die Fernsehzuschauer von 1999 
die größte bisherige Spendenaktion überhaupt zu- 
stande gebracht haben. Auch damals sollte allerdings 
bereits mit Tornados bombardiert werden: Aber im 


Klartext, um diese Leute aus Deutschland fernzuhal- 
ten. 


Warum sieht bei der dritten »Operation Hufeisen« 
(die wie gesagt durch die Tornados entweder aus- 
gelöst oder unendlich verstärkt wurde) nun plötzlich 
alles anders aus? Wieso führen wir jetzt angeblich für 
diese Leute mit der hohen Kriminalitätsrate Krieg? 
Wieso konnte zu Beginn der ersten Vertriebenenwelle 
des Krieges zunächst gemeldet werden, Deutschland 
sei bereit, 40000 Kosovoalbaner aufzunehmen? (Am 


nachsten Tag warens nur noch 10000, später wieder 


15000: totales Chaos in Bonn?) 40000 - das wäre eine 
sanze »normale Jahresrate« von »Asylanten« (nach 


der GG-Anderung) gewesen oder sogar etwas mehr! 
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Die Geschichte der Aufnahme und Abwehr albani- 
scher Flüchtlinge (zunächst aus Albanien, dann dem 
Kosovo) werden wohl erst die Historiker schreiben. 
Aber auch der Fernsehzuschauer wird sich doch 
zumindest noch an die an der Adriaküste landenden 
überfüllten Schiffe erinnern, die alsbald als Bedrohung 
unseres eh schon »zu vollen Bootes« und - nach einer 
ersten Welle des Mitleids — als besonders anfällig für 
Kriminalität erschienen. Die Frage lautet also, wie die 
humanitär-bombardierenden Menschenrechtsvertei- 
diger (neue Aufgabe der NATO) die guten Flücht- 
lingsmassen von den bösen unterscheiden, damit man 
»die guten ins Töpfchen, die schlechten ins Kröpf- 
chen« tun kann (ist doch unsere Aufnahmekapazität 
»schon längst überschritten«)? Seit dem 24. März, seit- 
dem Deutschland im Schoße der NATO (wieder) in 
Jugoslawien Krieg führt, scheint das Kriterium glas- 
klar geworden zu sein: gute Flüchtlinge, die unser Mit- 
leid verdienen und von denen wir mindestens eine 
symbolische Quote aufnehmen müssen, sind solche, 
deren Menschenrechtsverletzung uns zum Krieg und 
zur High-Tech-Bombardierung zwingt. Was aber wird 
aus diesen Flüchtlingen werden, wenn »der Westen« 
genug von diesem Krieg oder anderswo einen anderen 
»neuen Hitler« ausfindig gemacht hat? Dann wird von 
diesen Flüchtlingen die Rückkehr in die verbrannte 
Erde ihrer Heimat verlangt werden: Ihr Status wird 
sich radikal ändern; aus Menschen, denen die Entbeh- 
rungen und die traumatischen Erlebnisse ins Gesicht 
geprägt sind, die all ihr Hab und Gut aufgeben muß- 
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ten, werden wieder »rückzuschiebende« »Mafiosi« 
und »Kriminelle« werden, die den bekannten Pogrom- 
stimmungen und Brandanschlägen ausgesetzt sein 
werden (welche bei uns allerdings gottseidank demo- 
kratisch und nicht wie unter dem Schlächter Milosevic 
verlaufen). 


Es klingt zynisch, den kosovoalbanischen Flüchtlin- 
gen ein solches Schicksal nochmaliger Vertreibung 
vorauszusagen, just in dem Moment, wo Flüchtlinge 
hier endlich einmal wieder »Flüchtlinge« genannt 
werden und nicht »Asylanten« bzw. »wirtschaftskri- 
minelle Scheinasylanten«. Noch zynischer wäre es 
allerdings, die Augen davor zu verschließen, daß das 
Auswärtige Amt bis zum Kriegsausbruch (vgl. den 
Bericht der FR vom 23.4.) behauptet hat: »Eine explizit 
an albanische Volkszugehörigkeit anknüpfende politi- 
sche Verfolgung ist auch im Kosovo nicht festzustel- 
len« (so das AA an das Verwaltungsgericht Trier am 
12.1.1999 - nach bereits zwei Anti-UCK-Operatio- 
nen!). Diese Haltung hat das AA nach dem Bericht bis 
zum Kriegsausbruch in den Asylverfahren, wo es ja 
um »Asylanten« geht, vertreten. Man kann daraus die 
Schlußfolgerung ziehen, daß die Vertreibung der 
Kosovoalbaner »erst die Folge der Kriegsereignisse 
nach dem Beginn der NATO-Luftangriffe war« (so die 
Juristenvereinigung lalana laut FR). Aber das ist nur 
die halbe Wahrheit. Jeder weiß, daß auch vorher Koso- 
voalbaner geflüchtet sind, bloß daß sie da noch »Asy- 
lanten« waren, denen man die politische Verfolgung 
aberkannte. 


In »Flüchtlinge«, denen wir helfen und von denen wir 
eine symbolische Quote aufnehmen müssen, wurden 
diese »Asylantenströme« erst durch das NATO-Bom- 
bardement verwandelt. Bevor sie neuerlich rückver- 
trieben werden, wird der mediopolitisch-humanitäre 
Diskurs sie wieder in »Kriminelle« verwandelt haben. 
Eine solche Prognose ist pessimistisch und bitter — 
aber seherische Qualitäten verlangt es nicht: schon am 
21. April 1999 enthält die Titelseite der WAZ zwei 
kurze Nachrichten untereinander: »Debatte um 
Flüchtlinge aus dem Kosovo«. Hier wird berichtet, daß 
der vorläufige Aufnahmestopp für Kosovo-Flücht- 
linge von mehreren CDU-Politikern mit dem Hinweis 
gerechtfertigt worden sei, »dafß einige Kosovo-Alba- 
ner Kriminelle seien.« In der zweiten Kurznachricht 
» Verletzte bei Brandanschlag auf Asylheim« wird dar- 
unter von vier in Freiberg verletzten »Menschen« 
berichtet (ohne »ethnische« Angabe). Rechnet man 
diese Tendenzen hoch, so werden in der Neuen 
NATO-Welt-Ordnung »gute Flüchtlinge« nur noch 
zur Rechtfertigung von Kriegen entstehen - so wie 


überhaupt bloß noch Kriege »humanitär« sein wer- 
den. 


Ulla Link-Heer 
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